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TEIL I - BAULEITPLANERISCHER TEIL

1 Räumlicher Geltungsbereich Der Geltungsbereich der 5. Änderung des Flächennut-
zungsplans befindet sich südlich des Bahngleises der
Stadt Grevesmühlen. Begrenzt wird er im Norden durch
den Bahndamm, südlich durch die Gärten der Wohnbe-
bauung entlang der Burdenowstraße, im Westen durch
Grünflächen sowie im Osten durch die Rehnaer Straße
(L2).

Der Plangeltungsbereich besitzt eine Flächengröße von
ca. 10,2 ha.

2 Planungserfordernis Das Areal des Plangeltungsbereichs ist bereits seit DDR-
Zeiten von einer industriellen, handwerklichen und ge-
werblichen Nutzung geprägt. Das im Plangebiet vorhan-
dene Sägewerk hat bereits Anfang des Jahres 2016 den
Betrieb eingestellt. Aktuell befinden sich im Plangebiet ei-
ne Tischlerei, ein Holzverarbeitungsbetrieb und eine Spie-
lothek.

In Anbetracht der anhaltenden Nachfrage nach Baugrund-
stücken möchte die Stadt Grevesmühlen auf den aus der
Nutzung gefallenen Flächen ein allgemeines Wohngebiet
schaffen - unter Berücksichtigung von erforderlich wer-
denden Lärmschutzmaßnahmen. Die Erschließung des
geplanten knapp 10 ha großen Wohngebietes soll über
eine die Anbindung von der Rehnaer Straße erfolgen.

Der Stadt Grevesmühlen liegt für ein im östlichen Teil des
Plangeltungsbereichs befindliches ehemals als Drogerie-
markt und Spielhalle genutztes Gebäude eine Bauvoran-
frage vor, mit dem Ziel der Umnutzung zu einer neuen
Spielhalle mit Gaststätte unter Beibehaltung einer Ver-
kaufsfläche für Einzelhandel. Aus Sicht der Stadt besteht
hier Regelungsbedad zum einen bezüglich des geplanten
Verbrauchermarktes, zum anderen bezüglich des Schutz-
anspruchs benachbarter Wohnnutzungen hinsichtlich stö-
renden Gewerbes.

Die Stadt Grevesmühlen sieht für das gesamte Areal das
Erfordernis einer städtebaulichen Neuordnung.

Mit der Aufstellung der 5. Änderung des Flächennutzungs-
plans und des Bebauungsplans Nr. 39 im Parallelverfah-
ren sollen die planungsrechtlichen Voraussetzungen für
die Entwicklung eines allgemeinen Wohngebietes für die
Flächen des Sägewerkes und der sich südlich anschlie-
ßenden Flächen bis an die Grenze des Geltungsbereiches
und für die Sicherung bestehender Gewerbebetriebe ge-
schaffen werden. Darüber hinaus sollen die planungs-

PLANERGRUPPE Teil I - Seite 5
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3 Planungsvoraussetzungen

3.1. Landesraumentwicklungs-
programm Mecklenburg-
Vorpommern (LEP M-V) 2016

3.2. Regionales Raumentwick-
lungsprogramm Westmeck-
lenburg (2011)

Begründung

Oktober 2019

rechtlichen Voraussetzungen für ein Mischgebiet für den
östlichen Teil des Plangebietes bis zur Rehnaer Straße
geschaffen werden. Zum Schutz der angrenzenden vor-
handenen und geplanten Wohnbebauung sollen dabei die
Nutzungen „Vergnügungsstätten", mit Ausnahme der be-
reits bestehenden Spielothek, und „Wettbüros" ausge-
schlossen werden.

Mit der Aufstellung der 5. Änderung des Flächennutzungs-
plans und des Bebauungsplanes Nr. 39 sollen zudem
wertvolle Biotopstrukturen im westlichen Teil des Plange-
bietes dauerhaft gesichert werden.

Der derzeit gültige Flächennutzungsplan stellt das Plange-
biet als gemischte Bauflächen dar. Um eine geordnete
städtebauliche Entwicklung zu gewährleisten ist die 5. Än-
derung des Flächennutzungsplans erforderlich. Parallel
dazu erfolgt die Aufstellung des Bebauungsplans Nr. 39.

Die Stadt Grevesmühlen ist im Landesraumentwicklungs-
programm als Mittelzentrum dargestellt.

Mittelzentren sollen als regional bedeutsame Infrastruktur-
standorte gesichert und weiterentwickelt werden. Sie sol-
len in ihrer Funktion als Wirtschafts- und Arbeitsstandorte
gestärkt werden.

Zur Siedlungsentwicklung legt das LEP M-V folgende Ziele
fest:

Konzepte zur Nachverdichtung, Rückbaumaßnahmen und
flächensparende Siedlungs-, Bau- und Erschließungsfor-
men sollen unter Berücksichtigung der Ortsspezifik der
Gemeinden die Grundlage für die künftige Siedlungsent-
wicklung bilden. Dabei sollen in angemessener Weise
Freiflächen im Siedlungsbestand berücksichtigt werden.

Die Wohnbauflächenentwicklung ist unter Berücksichti-
gung einer flächensparenden Bauweise auf die Zentralen
Orte zu konzentrieren.

Der Regionalplan (2011) stellt Grevesmühlen als Mittel-
zentrum dar.

Damit ist Grevesmühlen ein Schwerpunkt der Siedlungs-
entwicklung. Zentrale Orte sollen dieser Zielsetzung durch
eine vorausschauende Bodenvorratspolitik, durch eine der
künftigen Entwicklung angepasste Ausweisung von
Wohn-, Gemeinbedarfs- und gewerblichen Bauflächen
sowie durch die Bereitstellung entsprechender Versor-

tU Teil I - Seite 6
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3.3. Flächennutzungsplan

Abb.: Ausschnitt des
Flächennutzungsplans

3.4. Landschaftsrahmenplan

3.5. Landschaftsplan

Oktober 2019

gungs- und Infrastruktureinrichtungen gerecht werden.

Darüber hinaus wird die Lage im Vorbehaltsgebiet Touris-
mus sowie in einem Vorbehaltsgebiet Trinkwassersiche-
rung dargestellt.

Der Flächennutzungsplan (19.02.1998) stellt das Plange-
biet momentan überwiegend als Mischgebiet dar. Die
westlich rund um das vorhandene Kleingewässer liegen-
den Flächen werden als Grünflächen dargestellt.

Der Landschaftsrahmenplan trifft für den Bereich der Bur-
denow-Niederung folgende Aussagen:

Die Burdenow einschließlich des Kleingewässer soli Teil
des Biotopverbundsystems im weiteren Sinne werden.

Ziel für die Burdenow ist die Regeneration gestörter Na-
turhaushaltsfunktionen naturferner Fließgewässerabschnit-
te.

Im Leitbild des Landschaftsplans sind folgende den Unter-
suchungsraum betreffende Aussagen enthalten:

Der überwiegende Teil des Plangeltungsbereichs wird als
Bauflächen dargestellt. Das gesetzlich geschützte Klein-
gewässer soli erhalten bleiben und die direkt angrenzen-

LU Teil I - Seite 7
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Abb.: Ausschnitt aus dem
gültigen Landschaftsplan

3.6. Standortalternativenprüfung

Begründung

Oktober 2019

den Flächen als Feuchtgrünland entwickelt werden. Ent-
lang der Bahntrasse wird im westlichen Teil eine schmale
Grünfläche dargestellt.

Das Maßnahmenkonzept sieht ein Renaturierungskonzept
für den Quellbereich der Burdenow einschließlich des
Kleingewässers vor.

Berücksichtiqunq bei der Planunq:

Das Kleingewässer und die Uferbereiche werden als Maß-
nahmenfläche dauerhaft in ihrem Erhalt gesichert. Parallel
zur Bahntrasse wird eine Grünfläche festgesetzt.

Die Planung entspricht den Zielen des Landschaftsplans.

Der Flächennutzungsplan der Stadt Grevesmühlen weist
eine große Wohnbaufläche im Westen der Stadt aus, wo
ehemals durch Landhandelsbetriebe genutzte Flächen
brachgefallen sind. Der Stadt ist es nach jahrelangen Ver-
handlungen gelungen, diese Fläche zu erwerben. Eine
wohnbauliche Entwicklung kann jedoch erst nach Verlage-
rung des dort zur Zeit noch ansässigen Landhandelsbe-
triebes in das neue „Industrie- und Gewerbegebiet Nord-
west (B-Plan Nr. 29) erfolgen. Gegenwärtig wird der B-
Plan Nr. 29 im Rahmen einer 1. Änderung den Anforde-
rung des Landhandelsbetriebes angepasst, um diesen Be-
trieb dorthin zu verlagern.

lm lnnenbereich hat die Stadt Grevesmühlen kleinere
Wohnbauflächen entwickelt, hier stehen noch geringfügig
Grundstücke zur Verfügung. Um den anhaltenden Bedarf

Teil I - Seite 8PLANERGRUPPE
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4 Bestandsbeschreibung;
Plangebiet und Umgebung

5 Begründung der
Plandarstellungen

5.1. Wohnbauflächen

nach Wohngrundstücken zu decken, reichen diese Flä-
chen bei weitem nicht aus.

Aus den genannten Gründen hat die Stadt Grevesmühlen
beschlossen, den gültigen Flächennutzungsplan für den
Bereich des Plangeltungsbereichs zu ändern und die dar-
gestellten Mischgebietsflächen zu großen Teilen in Wohn-
bauflächen umzuwandeln. Nach Aufgabe des Sägewerkes
am vorhandenen Standort besteht zudem ein erheblicher
städtebaulicher Planungsbedarf zur Vermeidung einer
dauerhaften Brachfläche. Zudem wird durch die Inan-
spruchnahme der bereits intensiv genutzten Fläche eine
Neuinanspruchnahme von Freiflächen in Ortsrandlage
vermieden und entspricht damit dem Ziel der Innenent-
wicklung vor Außenentwicklung.

Der Geltungsbereich der 5. Änderung des Flächennut-
zungsplanes liegt südlich der Bahntrasse Lübeck-
Grevesmühlen und westlich der Rehnaer Straße. Im Sü-
den grenzt das Gebiet an eine Wohnsiedlung. Südwestlich
schließt der Niederungsbereich der Burdenow an, die Teil
des regionalen Biotopverbundsystems ist.

Auf dem insgesamt rund 10,2 ha umfassenden Gelände
befinden sich derzeit noch mehrere, abzureißende Ge-
bäude des alten Sägewerks; Teile des Area Is werden ak-
tuell noch gewerblich genutzt. Durch die zahlreichen Ge-
bäude, Lagerflächen, asphaltierten Wege und Plätze weist
das Gebiet „Zum Sägewerk" einen hohen Versiegelungs-
grad auf. Das Gelände zeichnet sich zudem bereichsweise
durch Ruderalfluren aus, die vor allem entlang der Bahnli-
nie im Norden sowie im Osten und Südosten im Bereich
mehrerer Gebäude (ehemalige Grünflächen) anzutreffen
sind.

Im Westen findet sich schließlich ein Kleingewässer, das
nach § 20 NatSchAG M-V gesetzlich geschützt ist. Im
Nahbereich des Gewässers sind auch größere Gebüsch-
und Baumbestände ausgebildet.

Im Geltungsbereich der 5. Änderung des Flächennut-
zungsplans werden Wohnbauflächen dargestellt, um dem
Ziel der Stadt Grevesmühlen, weitere Wohnbauflächen
entsprechend der Gesamtkonzeption sowie dem aktuell
bestehenden Bedarf zu entwickeln, gerecht zu werden.
Zudem können diese Flächen an das bestehende Infra-

PLANERGRUPPE Tell I - Seite 9
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5.2. Gemischte Bauflächen

5.3. Gewerbliche Bauflächen

5.4. Maßnahmenflächen

5.5. Wasserflächen

6 Verkehrsgutachten

strukturnetz angeschlossen werden. Die Versorgung des
Gebiets mit öffentlichen und sozialen Einrichtungen ist
durch das Angebot der Stadt gesichert.

lm Zufahrtsbereich zum neuen Quartier werden dem Be-
stand entsprechend gemischte Bauflächen dargestellt.
Hier sollen bestehende Betriebe in ihrem Bestand gesi-
chert werden.

Ebenfalls zur Sicherung bestehender Gewerbebetriebe
werden dem Bestand entsprechend gewerbliche Bauflä-
chen dargestellt.

lm Westen des Plangeltungsbereichs werden Flächen für
Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung
von Natur und Landschaft dargestellt, die dem dauerhaften
Erhalt und der Sicherung der wertvollen Biotopstrukturen
rund um das vorhandene Kleingewässer dienen.

Das vorhandene Kleingewässer besitzt den Status eines
gesetzlich geschützten Biotops gemäß § 20 NatSchAG M-
V und wird in der 5. Änderung des Flächennutzungsplans
nachrichtlich dargestellt.

Die verkehrliche Erschließung des Bebauungsplanes Nr.
39 soll über den bestehenden Knotenpunkt Rehnaer
Straße / Jahnstraße / B-Plan Nr. 39 erfolgen.

lm Rahmen eines Verkehrsgutachtens (Stadt Grevesmüh-
len, Aufstellung B-Plan Nr. 39, Verkehrsgutachten, Was-
ser- und Verkehrs- Kontor GmbH, Februar 2017) ist ge-
prüft worden, ob und in welchem Umfang das vorhandene
Straßennetz in der Lage ist, das zukünftige Verkehrsauf-
kommen zu bewältigen bzw. welche baulichen Maßnah-
men im Bereich der äußeren Erschließung erforderlich
werden.

Auszug aus dem Gutachten:

Datengrundlage

Zur Ermittlung des derzeitigen Verkehrsgeschehens im
Untersuchungsraum wurden am Donnerstag, dem
05.11.2015 Verkehrserhebungen über 24 Stunden am
Knotenpunkt Rehnaer Straße / Jahnstraße /B-Plan Nr. 39
durchgeführt. Der Zähltag kann als repräsentativer Nor-
malwerktag betrachtet werden, da keine relevanten Beein-
flussungen durch Witterung, Verkehrsbehinderungen, Feri-

PLANERGRUPPE Tell I - Seite 10
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Begründung

Oktober 2019

enzeiten oder Feiertage vorlagen. Die Spitzenstunde des
Tages liegt zwischen 16.00 und 17.00 Uhr.

Verkehrsprognose

lnsgesamt wird für die geplante Entwicklungsfläche fol-
gende Verkehrserzeugung abgeschätzt:

Normalwerktag: 978 Kfz/24h davon 54 Lkw/24h in der
Summe aus Quell- und Zielverkehr,

nachmittags: 93 Kfz/h davon 5 Lkw/h in der Summe aus
Quell- und Zielverkehr.

Leistungsfähigkeit

Es zeigt sich, dass der Knotenpunkt Rehnaer Stra ße /
Jahnstraße / B-Plan Nr. 39 sowohl in der Analyse 2015,
als auch im Prognose-Planfall 2030 in der Lage ist, die
Verkehre mit einer sehr guten Qualitätsstufe „A" langfristig
leistungsfähig abzuwickeln. Zudem bestehen weitere deut-
liche Kapazitätsreserven. Eine Etweiterung des Knoten-
punktes um einen zusätzlichen Fahrstreifen zur Führung
der Linksabbieger wird daher nicht erforderlich

Empfehlung

Eine verkehrliche Haupterschlie ßung der geplanten Ent-
wicklungsfläche über den Knotenpunkt Rehnaer Straße /
Jahnstra ße / B-Plan Nr. 39 stellt eine langfristige Leistungs-
fähigkeit sicher. Ein Ausbau des Knotenpunktes über das
heutige Ma ß hinaus ist nicht erforderlich.

lm Rahmen der Erschlie ßungsma ßnahmen ist eine An-
passung an die ausgewiesene Radverkehrsführung erfor-
derlich. Derzeit besteht ein benutzungspflichtiger gemein-
samer Geh- und Radweg, so dass eine Furt gemä ß der
Skizze nach Bild 6.1 notwendig wird. Bei den vorherr-
schenden Verkehrsstärken der Rehnaer Stra ße besteht
aus verkehrsplanerischer Sicht keine Notwendigkeit die
Benutzungspflicht des gemeinsamen Geh- und Radwe-
ges aufrecht zu erhalten. Hier ist eine Neubeurteilung
durch die zuständige Verkehrsaufsicht angeraten.

Bei Umsetzung dieser verkehrsrechtlichen Ma ßnahme be-
stehen aus verkehrsplanerischer Sicht keine Bedenken
hinsichtlich der Aufstellung des B-Planes Nr. 39 in der
Stadt Grevesmühlen.

Die Stadt Grevesmühlen folgt den Empfehlungen des Ver-
kehrsgutachtens.

PLANERGRUPPE Teil I - Seite 11
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7 lmmissionsschutz

7.1. Gewerbelärm Auszug aus dem Gutachten (Stadt Grevesmühlen, Aufstel-
lung B-Plan Nr. 39, Lärmtechnische Untersuchung Gewer-
belärm nach DIN 45691, Wasser- und Verkehrs- Kontor
GmbH, März 2017):

Im Rahmen der Aufstellung von Bebauungsplänen mit ge-
werblicher Nutzung ist zu gewährleisten, dass die zukünf-
tigen Lärmemissionen der anzusiedelnden Unternehmen
keine Konflikte mit angrenzenden schutzwürdigen Nutzun-
gen auslösen. Dies wird durch die Festsetzungen von
Emissionskontingenten nach der DIN 45691 [1] ermöglicht.
In der vorliegenden Situation encolgt die Geräuschkontin-
gentierung für das Gewerbegebiet (GE) und für das
Mischgebiet (MI).

Durch die lärmtechnische Untersuchung sind daher die zu
überplanenden Flächen zu kontingentieren. Die Berech-
nung erfolgt nach DIN 45691 [1]. Dabei dürfen die Ge-
samt-Immissionswerte in der Regel nicht höher sein als
die lmmissionsrichtwerte der TA Lärm [2]; als Anhalt gel-
ten die Orientierungswerte des Beiblattes 1 zur DIN 18005
[3].

Die Emissionskontingentierung wurde entsprechend der
Vorgaben der DIN 45691 Ill vorgenommen.

Unter Berücksichtigung der Emissionskontingente von 60
dB(A)/m2 tags und 45 dB(A)/m2 nachts für das Gewerbe-
gebiet (GE) und von 55 dB(A)/m2 tags und 40 dB(A)/m2
nachts für das Mischgebiet (MI) können die Orientie-
rungswerte bzw. die lmmissionsrichtwerte an der umlie-
genden Bebauung eingehalten bzw. unterschritten wer-
den.

Zur Ermöglichung der maximal möglichen Schallemission
aus dem Geltungsbereich des B-Planes Nr. 39 wurde die
Erhöhung der Emissionskontingente für Immissionsorte
au ßerhalb des Geltungsbereiches gemäß Nummer A.4 der
DIN 45691 [1] vorgenommen. Die Zusatzkontingente be-
tragen zwischen 4 dB(A)/m2 und 5 dB(A)/m2 tags und zwi-
schen 4 dB(A)/m2 und 13 dB(A)/m2 nachts. In Tabelle 3.2
werden die anzuwendenden Zusatzkontingente je umlie-
gendes Gebiet genannt. Zusatzkontingente in westlicher
Richtung sind nicht möglich.

Empfehlung

Es ist die Festsetzung von Emissionskontingenten nach
DIN 45691 [1] empfehlenswert. Die Empfehlung wird in
Form eines Festsetzungstextes formuliert. In der Plan-
zeichnung sind die Grenzen und die Koordinaten der be-
trachteten Teilflächen festzusetzen. Im Anhang 3.1 sind

PLANERGRUPPE Teil I - Seite 12



Stadt Grevesmühlen

5. Anderung des Flächennutzungsplans
Begründung

Oktober 2019

die empfohlenen Festsetzungen grafisch dargestellt.

Die Beschränkung der Geschossigkeit in den Baufeldern 2
und 7 entsprechend der Darstellung in Bi Id 3.1 wird als
gegeben vorausgesetzt.

Im Feld mit der Bezeichnung LS AKTIV ist entlang der
Grundstücksgrenze zum Gewerbegebiet (GE) eine Ab-
schirmung des Gewerbelärms mit einer Höhe von mindes-
tens 3,00 m bezogen auf das vorhandene Gelände des
Gewerbegebietes (GE) herzustellen. Die Oberkante des
Lärmschutzes darf die Höhe von 36 m ü NN nicht unter-
schreiten.

Innerhalb des B-Planes Nr. 39 sind nur Betriebe und An la-
gen zulässig, deren Lärmemissionen so weit begrenzt
sind, dass die in der folgenden Tabelle angegebenen
Emissionskontingente LEK gemä 13 DIN 45691 tags (06.00-
22.00 Uhr) und nachts (22.00-06.00 Uhr) nicht überschrit-
ten werden. Die Prüfung der Einhaltung erfolgt nach der
DIN 45691, Abschnitt 5.

Teilfläche

Emissionskontinqent L FK
L,EK,N

2
(dB(A)/rn 1

L,EK,T
2(dB(A)/m )

GE 60 45
MI 55 40

Für die Gebiete nördlich, südlich und östlich erhöhen sich
die Emissionskontingente LEK um die in der nachfolgenden
Tabelle genannten Zusatzkontingente LEK,zus. Die Prüfung
der planungsrechtlichen Zulässigkeit des Vorhabens er-
folgt nach DIN 45691, Abschnitt 5, wobei in den Gleichun-
gen (6) und (7) für lmmissionsorte j im Gebiet k LEK durch
LEK + LEK,zus zu ersetzen ist.

Bezeichnung des Gebietes Zusatzkontinqent
L,EK,T,zus
(dB(A)1

L,EK,N,zus
(dB(.4)1

B-Plan Nr. 39
Fläche GE
Nördl. B-Plan 39 (WA) 4 0
Südl. B-Plan 39 (WA) 4 4
Östl. Rehnaer Straße (WA) 4 4
Fläche MI
Nördl. B-Plan 39 (WA) 5 13
Südl. B-Plan 39 (WA) 4 4
Östl. Rehnaer Stra ße (WA) 4 4

Die Berechnung der Immissionsanteile an den ma ßgeben-
den Immissionsorten aus den festgesetzten Emissionskon-
tingenten und den Zusatzkontingenten ist nach Vorgaben
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der DIN 45691 ohne Berücksichtigung von Abschirmun-
gen, Reflexionen oder anderen akustischen Parametern
durchzuführen.

Ein Betrieb ist zulässig, wenn der nach TA Lärm berechne-
te Beurteilungspegel Lr am jeweils betrachteten Immissi-
onsort der oben genannten Gebiete den lmmissionsanteil
einhält oder unterschreitet, der aus dem für das Betriebs-
grundstück festgesetzten Emissionskontingent zzgL Zu-
satzkontingent berechnet wird.

Zusätzliche Hinweise:

Infolge des tatsächlichen Betriebes der Tischlerei wird ein
Beurteilungspegel tags von 46 dB(A) an der vorhandenen
Bebauung nördlich des Gewerbegebietes (GE) berechnet.
Der aus dem Emissionskontingent zuzüglich Zusatzkon-
tingent für das Gewerbegebiet (GE) berechnete zulässige
lmmissionsanteil beträgt 54 dB(A). Ausreichende Reser-
ven sind daher vorhanden.

Der Plangeltungsbereich befindet sich im Einflussbereich
zweier Verkehrs-Lärmquellen: nördlich verläuft die Bahn-
strecke Nr. 1122, östlich die Rehnaer Straße . Mit einem
lärmtechnischen Gutachten sind die Auswirkungen des
Verkehrslärms auf die geplante Bebauung untersucht wor-
den (Lärmtechnische Untersuchung, Verkehrslärm nach
DIN 18005, Verfasser: Wasser- u. Verkehrs-Kontor GmbH,
Neumünster, März 2017.)

Mit der lärmtechnischen Untersuchung sind die Auswir-
kungen des Verkehrslärms auf die geplante Bebauung
darzulegen und Empfehlungen zu den gegebenenfalls er-
forderlichen Lärmschutzmaßnahmen zum Schutz vor Ver-
kehrslärm sowie zu möglichen Festsetzungen im Bebau-
ungsplan auszusprechen.

Im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens sind die be-
rechneten Beurteilungspegel mit den Orientierungswerten
des Beiblattes 1, DIN 18005 "Schallschutz im Städtebau",
Teil 1 [1] zu vergleichen. Sofern die Orientierungswerte
überschritten werden, sind Lärmschutzmaßnahmen zu
ermitteln. Als Abwägungsspielraum der städtebaulichen
Planung werden die Grenzwerte der „Verkehrslärmschutz-
verordnung" 16. BlmSchV [2] herangezogen.

Das Gutachten kommt zu folgender Zusammenfassung
(Auszug aus dem Gutachten):

Die Ergebnisse der Berechnungen im Anhang 2 zeigen
Beurteilungspegel bis 69 dB(A) im Beurteilungszeitraum
TAG und NACHT. Die Situation innerhalb des Geltungsbe-
reiches des B-Planes Nr. 39 wird durch die Emissionen
der Bahnstrecke Nr. 1122 bestimmt. Für den östlichen
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Geltungsbereich sind im Beurteilungszeitraum TAG die
Emissionen der Rehnaer Straße ma ßgeblich.

Entsprechend der hohen Beurteilungspegel ist der nördli-
che Geltungsbereich für eine Wohnnutzung ungeeignet.
Lärmschutzmaßnahmen zur Schaffung einer angemesse-
nen Wohnqualität sind daher zwingend erforderlich.

Innerhalb des nördlich der Erschlie ßungsstra ße geplanten
Gewerbegebietes (GE) werden aufgrund der vorhandenen
gewerblichen Nutzungen und des daraus resultierenden
des geringeren Schutzanspruchs keine aktiven Lärm-
schutzma ßnahmen zum Ansatz gebracht. Der Orientie-
rungswert TAG des Beiblattes zur DIN 18005 [1] wird im
übeiwiegenden Teil des Gewerbegebietes (GE) eingehal-
ten. Der lmmissionsgrenzwert TAG der 16. BlmSchV [2]
wird im gesamten Gewerbegebiet (GE) unterschritten. Die
Nutzung von während des Tages schutzbedürftigen Räu-
men, z.B. Büros, ist daher in der angestrebten Qualität
möglich. Aufgrund der Höhe der Beurteilungspegel sind
schutzbedürftige Räume, z.B. Büros, passiv zu schützen
(s. Abschnitt 6.1).

Bedingt durch die hohen Beurteilungspegel im Beurtei-
lungszeitraum NACHT sollten Wohnnutzungen im Gewer-
begebiet (GE) ausgeschlossen werden.

Gewerbegebiet:

• Ausschluss von Betriebsleiterwohnungen,

• Passive Lärmschutzmaßnahmen an Gebäuden, alle
Geschosse LPB V bis LPB Ill.

Bedingt durch die innerörtliche Lage des B-Plangebietes
sowie durch die Bebauungscharakteristik entlang der
Rehnaer Straße kommt die Installation von aktiven Lärm-
schutzma ßnahmen wie Lärmschutzwällen oder —wänden
für das südlich der Erschlie ßungsstraße geplante Misch-
gebiet (MI) nicht in Frage.

Der Lärmschutz muss hier durch Abstandsflächen, eine
geeignete Gebäudestellung innerhalb der Baufelder, eine
lärmschutztechnisch günstige Raumanordnung innerhalb
der Gebäude sowie durch passiven Lärmschutz an Ge-
bäuden wie z.B. Einbau von Schallschutzfenster erreicht
werden. Die Bemessung von passiven Lärmschutzma ß-
nahmen erfolgt im Abschnitt 6.2.

Mischgebiet:

• Passive Lärmschutzmaßnahmen an Gebäuden, alle
Geschosse LPB V und LPB IV,

Zur Schaffung einer gesunden Wohnqualität für die zu-
künftige Bebauung sowie zur Ermöglichung einer Nutzung
der Au ßenwohnbereiche in der angestrebten Qualität ei-
nes allgemeinen Wohngebietes (WA) innerhalb des nördli-
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chen Geltungsbereiches ist die Installation von abschir-
menden Lärmschutzma ßnahmen entlang der Bahnstrecke
Nr. 1122 erforderlich. Die Bemessung der aktiven Lärm-
schutzma ßnahmen erfolgt im Abschnitt 5.2.2. Zusätzlich
sind passive Lärmschutzma ßnahmen an den Gebäuden
notwendig. Diese werden im Abschnitt 6.3 detaillied erläu-
tert.

Allgemeines Wohngebiet:

• Lärmschutzwall h=3,00 m über Gelände, L=390 m zum
Schutz von Erd- und 1. Obergeschossen sowie von
Au ßenwohnbereichen TAGS,

• Anordnung von Gebäuden mit maximal zwei Geschos-
sen im nördlichen Baufeld 1 zur Vermeidung der Aus-
weisung des LPB V,

• Passive Lärmschutzma ßnahmen an Gebäuden, für
Erdgeschosse LPB 111

• Passive Lärmschutzma ßnahmen an Gebäuden, ober-
halb der Erdgeschosse LPB und LPB IV,

Das Gutachten formuliert folgende Empfehlungen:

Im Folgenden wird ein Vorschlag zur Festsetzung im Be-
bauungsplan genannt. Die Texte beziehen sich auf die
Flächen mit der Umgrenzung für besondere Anlagen und
Vorkehrungen zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwir-
kungen im Sinne des BlmSchG [9] gemä ß der Darstellung
im Anhang 4.1.

Im Feld mit der Bezeichnung LS AKTIV ist entlang der
Bahnstrecke Nr. 1122 eine Abschirmung des Eisenbahn-
lärms mit einer Höhe von mindestens 3,00 m bezogen auf
das vorhandene Gelände herzustellen. Die Oberkante des
Lärmschutzes dart im Westen die Höhe von 34 m ü NN
und im Osten von 36 m ü NN nicht unterschreiten.

Im Feld mit der Bezeichnung LPB V bis LPB 111 sind zur
Einhaltung unbedenklicher lnnenraumpegel in schutz-
bedürftigen Räumen nach DIN 4109-1, Schallschutz im
Hochbau, Teil 1: Mindestanforderungen, in alien Geschos-
sen die Schalldämmmaße gemä ß des LPB V bis LPB 1/1
der DIN 4109-1 für alle der Eisenbahnstrecke Nr. 1122 zu-
gewandten und seitlich an diese anschließenden Fassa-
den vorzusehen. Für die der Eisenbahnstrecke Nr. 1122
abgewandten Fassaden gilt der jeweils kleinere Lärmpe-
gelbereich. Die erforderlichen resultierenden Schall-
dämmma ße RW,res für die Au ßenbauteile von
Büroräumen betragen 40 dB bei LPB V bis 30 dB bei LPB
111.

Im Feld mit der Bezeichnung LPB V* und LPB IV* sind zur
Einhaltung unbedenklicher lnnenraumpegel in schutz-
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bedürftigen Räumen nach DIN 4109-1 in alien Geschos-
sen Schalldämmmaße gemäß LPB V bzw. LPB IV der DIN
4109-1 für alle der Eisenbahnstrecke Nr. 1122 zugewand-
ten und seitlich an diese anschliel3enden Fassaden vorzu-
sehen. Für die der Eisenbahnstrecke Nr. 1122 abgewand-
ten Fassaden gilt derjeweils kleinere Lärmpegelbereich.

Im Feld mit der Bezeichnung LPB IV** und LPB Ill** sind
zur Einhaltung unbedenklicher Innenraumpegel in schutz-
bedürftigen Räumen nach DIN 4109-1 oberhalb der Erd-
geschosse die Schalldämmma ße gemä ß des Lärmpegel-
bereiches IV bzw. LPB III der DIN 4109-1 für alle der Ei-
senbahnstrecke Nr. 1122 zugewandten und seitlich an
diese anschließenden Fassaden vorzusehen.

Für die der Eisenbahnstrecke Nr. 1122 abgewandten Fas-
saden gilt derjeweils kleinere Lärmpegelbereich.

Im Feld mit der Bezeichnung LPB IV** und LPB III** sind
zur Einhaltung unbedenklicher Innenraumpegel in schutz-
bedürftigen Räumen nach DIN 4109-1 in alien Erdge-
schossen Schalldämmma ße gemä ß LPB III der DIN 4109-
1 für alle der Eisenbahnstrecke Nr. 1122 zugewandten und
seitlich an diese anschließenden Fassaden vorzusehen.

Die betroffenen Fassaden der erforderlichen Lärmpegelbe-
reiche der DIN 4109 sind in Abhängigkeit der Raumnut-
zung auszuführen. Das erforderliche resultierende Schell-
dämmma ß RW,res für die Au ßenbauteile von Wohn- und
Übernachtungsräumen ist mit mindestens 40 dB beim LPB
IV und mit mindestens 35 dB beim LPB 111 vorzusehen. Für
Büroräume kann das resultierende Schalldämmmaß um 5
dB gesenkt werden.

Die Schalldämmma ße sind durch alle Au ßenbauteile eines
Raumes gemeinsam zu erfüllen und in Abhängigkeit des
Verhältnisses der Au ßenwandfläche zur Grundfläche ge-
gebenenfalls mit Korrekturfaktoren zu versehen (siehe DIN
4109-2, Schallschutz im Hochbau, Teil 2: Rechnerische
Nachweise der Erfüllung der Anforderungen).

Die Berechnung des zu erbringenden bewerteten Schell-
dämmma ßes der Umfassungsbauteile eines Raumes ist
jeweils für das tatsächliche Objekt durch einen Sachver-
ständigen (Architekt, Bauphysiker) zu berechnen.

Ausnahmen von den Festsetzungen können zugelassen
werden, soweit durch einen Sachverständigen nachgewie-
sen wird, dass geringere Ma ßnahmen ausreichen.

Zusätzliche Hinweise:

Die Festsetzung von passiven Lärmschutzmaßnahmen ist
unabhängig von der Gebietsnutzung erforderlich. Die Hö-
he der berechneten Beurteilungspegel ist dabei ma ßge-
bend. Nach Klärung der artenschutztechnischen Belange
und der Vorlage eines Bauentwurfes ist die Höhe der be-
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rechneten Lärmschutzanlagen zu überprüfen.

Die Stadt Grevesmühlen folgt den Empfehlungen der
Schallgutachten vollumfänglich.

Inn Jahr 2014 wurde eine Altlastenerkundung auf dem
Grundstück des Sägewerkes durchgeführt (Bericht zur Un-
tersuchung eines Grundstückes in Grevesmühlen — Trede
Massivholz, IUQ Dr. Krengel GmbH, 06.11.2014). Es wur-
den 7 Bohrsondierungen bis 6 Meter Endteufe durchge-
führt. Die dabei entnommenen Bodenproben waren unauf-
fällig. Die Untersuchungen haben keine großflächige Kon-
tamination im Untersuchungsgebiet aufgezeigt. Lokale
Verunreinigungen in Bereichen, die nicht in die Untersu-
chung einbezogen wurden, sind allerdings nicht auszu-
schließen. In Abstimmung mit der Unteren Bodenschutz-
behörde wird während der Erschließungsarbeiten eine bo-
denkundliche Baubegleitung durchgeführt werden und
entsprechend dokumentiert. Damit wird der Nachweis ge-
führt werden, dass alle Prüfwerte gemäß Anhang 2 Nr 1.4
der Bundesbodenschutzverordnung eingehalten werden.

Der Anschluss des Gebietes an das Ver- und Entsor-
gungsnetz erfolgt über die bereits verlegten Versorgungs-
leitungen.

Die Trinkwasserversorgung des Plangebietes erfolgt durch
den Zweckverband für Trinkwasserversorgung und Ab-
wasserbeseitigung Grevesmühlen.

Die Stadt Grevesmühlen wird mit Elektroenergie von den
Stadtwerken Grevesmühlen GmbH versorgt. Zur Versor-
gung des Gebietes mit Elektroenergie sind mit dem Ver-
sorger im Rahmen der Erschließungsplanung Abstimmun-
gen erforderlich.

Die Stadt Grevesmühlen wird durch die Stadtwerke Gre-
vesmühlen GmbH mit Erdgas versorgt.

Ob eine Versorgung des Plangebietes mit Erdgas erfolgen
kann, ist im Rahmen der Erschließungsplanung mit dem
Versorger abzustimmen.

Telekommunikation Die Stadt Grevesmühlen ist an das Netz der Deutschen
Telekom AG angeschlossen.
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Zur Versorgung des Gebietes mit Telekommunikationslei-
tungen sind mit dem Versorger im Rahmen der Erschlie-
ßungsplanung rechtzeitig Abstimmungen erforderlich.

Schmutzwasserbeseitigung Die Abwasserentsorgung erfolgt im Plangebiet durch den
Zweckverband für Trinkwasserversorgung und Abwasser-
beseitigung Grevesmühlen. Die Ableitung des anfallenden
Schmutzwassers Oberflächenwasser bzw. Schmutzwas-
ser) erfolgt grundsätzlich im Trennsystem. Das Schmutz-
wasser ist über neu zu bauende Anlagen zu entsorgen, die
in das vorhandene Leitungssystem eingebunden werden.

AI le Grundstücke im Plangebiet unterliegen dem An-
schluss- und Benutzerzwang gemäß der gültigen Satzun-
gen des Zweckverbandes Grevesmühlen und sind ent-
sprechend der Beitragssatzung im Abwasserbereich bei-
tragspflichtig. Im Rahmen der Erschließungsplanung sind
rechtzeitige Abstimmung mit dem Zweckverband Greves-
mühlen und der Stadt Grevesmühlen erforderlich.

Oberflächenentwässerung Das von den bebauten oder künstlich befestigten Flächen
abfließende Niederschlagswasser ist Abwasser gemäß
§ 39 Abs. 1 Landeswassergesetz M-V und unterliegt damit
der Abwasserbeseitigungspflicht der zuständigen Körper-
schaft, dem Zweckverband Grevesmühlen. Für die Besei-
tigung des im Plangebiet anfallenden Niederschlagswas-
sers von öffentlichen Verkehrsflächen im lnnenbereich ist
der Zweckverband Grevesmühlen zuständig.

Das Plangebiet befindet sich in der erweiterten Trinkwas-
serschutzzone IIIA. Aufgrund dieser Tatsache unterliegt
die Planung verschiedenen Festsetzungen und Bestim-
mungen. Die ausgeführten Baugrunduntersuchungen zei-
gen, dass der im B-Plangebiet anstehende Boden größ-
tenteils versickerungsfähig ist. Eine hydrogeologische Stel-
lungnahme hat zudem die Unbedenklichkeit der Versicke-
rung von Oberflächenwasser im Plangebiet bescheinigt.
Das anfallende Oberflächenwasser der privaten Grund-
stücksflächen soll daher versickert werden. Durch die La-
ge in der erweiterten Trinkwasserschutzzone IIIA ist eine
Zustimmung der Unteren Wasserbehörde des Landkreises
Nordwestmecklenburg erforderlich. Zwischenzeitlich wurde
der Antrag bei der unteren Wasserbehörde gestellt. Es
liegt der Wasserrechtliche Bescheid des Landkreises
NWM mit Schreiben vom 01.08.2018 für den B-Plan Nr. 39
„Zum Sägewerk" vor. Darin wird der Stadt Grevesmühlen
die Befreiung von den Verboten und Nutzungsbeschrän-
kungen der Wasserschutzgebietsverordnung für die Aus-
weisung des allgemeinen Wohngebietes und zur Versicke-
rung von anfallendem Niederschlagswasser bebauter und
befestigter Flächen erteilt.
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Das anfallende Oberflächenwasser aus den Verkehrsflä-
chen kann als normal verschmutzt eingestuft werden. Vor
Einleitung in das Grabensystem erfolgt eine Reinigung
durch Sedimentation.

Das anfallende Niederschlagswasser der Grundstücke soli
möglichst auf diesen gesammelt und versickert werden.
Das Plangebiet befindet sich derzeitig noch außerhalb des
Geltungsbereiches der Versickerungssatzung des Zweck-
verbandes Grevesmühlen. Ein Antrag auf Aufnahme in die
Versickerungssatzung des Zweckverbandes liegt bereits
beim Zweckverband vor und wird im Dezember beschie-
den.

Es wird im Rahmen der Erschließungsplanung ein Ent-
wässerungskonzept durch einen Erschließungsplaner er-
arbeitet.

Die Abfallbeseitigung erfolgt auf der Grundlage der gesetz-
lichen Regelungen und der diesbezüglichen Satzungen
des Landkreises Nordwestmecklenburg durch die Abfall-
wirtschaft Grevesmühlen. Von öffentlicher Entsorgungs-
pflicht ausgeschlossene Abfälle sind vom Abfallerzeuger
nach den Bestimmungen des Kreislaufwirtschafts- und Ab-
fallgesetzes zu entsorgen. Die Müllbehälter sind am Ent-
sorgungstag durch den Grundstücksbesitzer an der öffent-
lichen Straße bereitzustellen. Alle Maßnahmen sind so
vorzubereiten und durchzuführen, dass von der Baustelle
als auch von dem fertiggestellten Objekt eine vollständige
und geordnete Abfallentsorgung entsprechend der Abfall-
satzung des Landkreises erfolgen kann.

Der Feuerschutz ist in der Stadt Grevesmühlen durch die
örtliche Freiwillige Feuerwehr sichergestellt.

Gemäß § 2(1) des Gesetzes über den Brandschutz und
die Hilfeleistungen der Feuerwehren für M-V (BrSchG M-V
i.d.F. der Bekanntmachung vom 21.12.2015) ist es Aufga-
be der Gemeinden, die Löschwasserversorgung sicherzu-
stellen. Dabei sind die Anforderung des Grundschutzes
zur Sicherung der Löschwasserbereitstellung zu beachten
und zu erfüllen.

Der Löschwasserbedarf wurde im Zuge der Erschlie-
ßungsplanung geprüft. Das vorhandene/ zu erweiternde
Wasserversorgungsnetz stellt die geforderte Löschwas-
sermenge von 48 m3/h sicher.

Die abschließenden Standorte der Hydranten werden im
Zuge der Erschließungsplanung in Abstimmung mit dem
Zweckverband Grevesmühlen festgelegt. Zur Anwendung
kommen Unterflurhydranten. Den bisher eingegangenen
Stellungnahmen/Forderungen der Träger öffentlicher Be-
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lange wird bei der Festlegung der Hydrantenstandorte
nachgekommen.

Wohnbauflächen: 66.732 m2

Gewerbliche Flächen: 7.805 m2

Gemischte Bauflächen: 10.101 m2

Maßnahmenflächen: 15.109 m2

Wasserflächen: 2.733 m2

Gesamtfläche Plangeltungsbereich: 102.480 m2

11.1. Gesetzliche geschützte Bio- Im Plangeltungsbereich befinden sich zwei Biotope, die
tope gemäß § 20 NatSchAG M-V i. V. m. § 30 BNatSchG ge-

setzlich geschützt sind. Kleingewässer einschließlich ihrer
Ufervegetation sowie Feldhecken fallen unter diesen
Schutz.

11.2. Trinkwasserschutzgebiet

Maßnahmen, die zu einer Zerstörung, Beschädigung, Ver-
änderung des charakteristischen Zustandes oder sonsti-
gen erheblichen oder nachhaltigen Beeinträchtigungen
dieser Biotope führen, sind unzulässig.

Das Gebiet des Bebauungsplanes Nr. 39 befindet sich in
der Trinkwasserschutzzone III A der Wasserfassung Wo-
tenitz. Die bestehenden Verbote und Nutzungsbeschrän-
kungen in der Trinkwasserschutzzone III A sind zu beach-
ten. Die Verordnung zur Festsetzung des Wasserschutz-
gebietes Grevesmühlen — Wotenitz vom 22.09.2010 ist im
Bauamt der Stadt Grevesmühlen, Rathausplatz 1, Haus 2
in 23936 Grevesmühlen einsehbar. Die Verordnung kann
auf dem Dienstportal des Landes Mecklenburg-
Vorpommern auch von jedermann im Internet eingesehen
werden.
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TEIL II - UMWELTBERICHT

12 Einleitung

12.1. Gesetzliche Grundlagen

12.2. Kurzdarstellung der lnhalte
und Ziele der 5. Änderung
des Flächennutzungsplans
(Anlage 1 Nr. 1 a BauGB)

lm Rahmen der Bauleitplanung ist gem. § 2 (4) BauGB für
die Belange des Umweltschutzes eine Umweltprüfung
durchzuführen, in der die voraussichtlichen erheblichen
Umweltauswirkungen ermittelt und in einem Umweltbericht
beschrieben und bewertet werden. Der Umweltbericht ist
Bestandteil der Begründung.

Der Umweltbericht ist im Verfahren fortzuschreiben, da er
die Ergebnisse der Umweltprüfung und damit u.a. Ergeb-
nisse der Abwägung des Planungsträgers in der Ausei-
nandersetzung mit Stellungnahmen aus der öffentlichen
Auslegung zu dokumentieren hat.

Wesentliches Ziel des Umweltberichtes ist neben der Auf-
bereitung des umweltrelevanten Abwägungsmaterials
hiernach, Dritten eine Beurteilung zu ermöglichen, inwie-
weit sie von Festsetzungen des Bebauungsplanes betrof-
fen sein können.

Der Umweltbericht wird nach den Vorgaben der Anlage 1
zu § 2 Abs. 4, §§ 2a und 4c BauGB erstellt.

Die Untersuchungstiefe der Umweltprüfung orientiert sich
in Übereinstimmung mit der Formulierung in § 2 Abs. 4
Satz 3 BauGB an den Darstellungen der 5. Änderung des
Flächennutzungsplans und an den Festsetzungen des Be-
bauungsplans Nr. 39, da beide im Parallelverfahren aufge-
stellt wurden. Geprüft wird, welche erheblichen Auswir-
kungen durch die Umsetzung des Bebauungsplanes auf
die Umweltbelange entstehen können und welche Einwir-
kungen auf die geplanten Nutzungen aus der Umgebung
erheblich einwirken können, nicht jedoch außergewöhnli-
che und nicht vorhersehbare Ereignisse. Da konkretisier-
bare Vorhaben noch nicht bekannt sich, beinhaltet diese
Prüfung die Auswirkungen der Bauphase nur soweit sie
allgemein für die festgesetzte Art der Nutzung abzuleiten
sind.

Die Stadt Grevesmühlen beabsichtigt die Durchführung
einer Bauleitplanung auf einer ca. 10,2 ha großen Fläche,
die zum größten Teil einer Wohnbebauung zugeführt wer-
den soli, aber auch Gewerbe- und Mischgebietsflächen
festsetzt.

Die Stadt Grevesmühlen möchte damit dem Bedarf an
Wohngrundstücken in der Gemeinde nachkommen. Die
Entwicklung der Flächen ist erforderlich, da keine weiteren
Wohnbauflächen im Stadtgebiet kurzfristig zur Verfügung
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stehen. Zudem entspricht die wohnbauliche Entwicklung
der Fläche dem im BauGB festgelegten Ziel des sparsa-
men Umgangs mit Grund und Boden, indem eine Umnut-
zung von Flächen stattfindet. Gleichzeitig sollen vorhan-
dene Gewerbebetriebe in ihrem Bestand gesichert und
entlang der Rehnaer Straße Mischgebietsnutzungen zuge-
lassen werden.

Die 5. Änderung des Flächennutzungsplans setzt fest:

• Wohnbauflächen

• Gewerbliche Flächen

• Gemischte Bauflächen

• Maßnahmenfläche zum Erhalt und zur Entwicklung
des Kleingewässers, seiner Uferbereiche und des Alt-
baumbestandes

• Wasserflächen

Bedarf an Grund und Boden

Der räumliche Geltungsbereich der 5. Änderung des Flä-
chennutzungsplans umfasst eine Fläche von 10,2 ha. Da-
von entfallen auf

Wohnbauflächen: 66.732 m2

Gewerbliche Flächen: 7.805 m2

Gemischte Bauflächen: 10.101 m2

Maßnahmenflächen: 15.109 m2

Wasserflächen: 2.733 m2

Gesamtfläche Plangeltungsbereich: 102.480 m2

Das ca. 10,2 ha große Plangebiet der 5. Änderung des
Flächennutzungsplans der Stadt Grevesmühlen befindet
sich in Stadtrandlage und wird im Norden durch die Bahn-
strecke Lübeck - Bad Kleinen begrenzt. Im Umfeld bis
1000 m finden sich Kleingartenanlagen, Grünland- und
Ackerflächen sowie Waldbestände, mit denen das Plange-
biet vor allem durch die Bahnstrecke vernetzt ist.

Das Plangebiet selbst ist (je nach Zählweise) mit 20-30
Gebäuden bestanden, die teilweise seit Jahren außer
Nutzung und baufällig sind. Die Flächen zwischen den
Gebäuden sind vielfach versiegelt, weisen aber immer
wieder kleine lückige Ruderalflächen auf. Viele Teilflächen
sind durch verschiedenartige Ablagerungen überprägt. Im
Nordosten stellt ein mit Gehölzen bestandener Teich eine
naturnähere Struktur dar.
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14.1. Fachgesetzliche Ziele Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG)

§ 1 BNatSchG: "Natur und Landschaft sind aufgrund ihres
eigenen Wertes und als Lebensgrundlagen des Menschen
auch in Verantwortung für die künftigen Generationen im
besiedelten und unbesiedelten Bereich so zu schützen, zu
pflegen und, soweit erforderlich, wiederherzustellen, dass
1. die Leistungs- und Funktionsfähigkeit des Naturhaus-
halts,

2. die Regenerationsfähigkeit und nachhaltige Nutzungs-
fähigkeit der Naturgüter,

3. die Tier- und Pflanzenwelt, einschließlich ihrer Lebens-
stätten und Lebensräume sowie

4. die Vie !fait, Eigenart und Schönheit sowie der Erho-
lungswert von Natur und Landschaft auf Dauer gesichert
sind."

§ 19 Abs. 1 BNatSchG: "Der Verursacher eines Eingriffs
ist zu verpflichten, vermeidbare Beeinträchtigungen von
Natur und Landschaft zu unterlassen."

Diese Ziele finden über grünordnerische Festsetzungen
auf Ebene der verbindlichen Bauleitplanung Eingang in die
Planung, die die Minimierung bzw. Vermeidung von Beein-
trächtigungen zum Ziel haben. lnsbesondere beinhaltet
das Festsetzungen zum Erhalt vorhandener Grün- und Bi-
otopstrukturen. Des Weiteren wird für eine ausreichende
Durchgrünung der neuen Wohnbebauung gesorgt. Maß-
nahmen zu Minimierung der Beeinträchtigungen auf nach-
gewiesene Reptilienarten werden ebenfalls festgesetzt.

§ 19 Abs. 2 BNatSchG: "Der Verursacher ist zu verpflich-
ten, unvermeidbare Beeinträchtigungen durch Maßnah-
men des Naturschutzes und der Landschaftspflege vor-
rangig auszugleichen (Ausgleichsmaßnahmen) oder in
sonstiger Weise zu kompensieren (Ersatzmaßnahmen).

Die Umsetzung erfolgt über die Eingriffs-/ Ausgleichsbilan-
zierung im Bebauungsplan Nr. 39. Eine Zusammenfas-
sung der erforderlichen Ausgleichsmaßnahmen findet sich
in Teil II Kapitel 16.

§ 30 BNatSchG i. V. m. § 20 NatSchAG: Maßnahmen,
die zu einer Zerstörung, Beschädigung, Veränderung des
charakteristischen Zustandes oder sonstigen erheblichen
oder nachhaltigen Beeinträchtigung der gesetzlich ge-
schützten Biotope führen können, sind verboten (Gesetz-
licher Biotopschutz).

Im Plangeltungsbereich befinden sich gemäß
§ 20 NatSchAG M-V in Verbindung mit § 30 BNatSchG
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gesetzlich geschützte Biotope: das vorhandene Kleinge-
wässer einschließlich seiner Ufervegetation sowie eine
Feldhecke an der südöstlichen Grenze des Plangebietes
unterliegen dem gesetzlichen Schutz.

Die Berücksichtigung bei der Planaufstellung erfolgt durch
Festsetzung einer Maßnahmenfläche rund um das Klein-
gewässer sowie durch eine Festsetzung zum Erhalt der
Feldhecke im Bebauungsplan Nr. 39.

Dem gesetzlichen Schutz nach § 18 NatSchAG unterlie-
gen 15 Bäume. Für diese Bäume wird ein Antrag auf Aus-
nahme vor Satzungsbeschluss gestellt.

§ 20 /§ 21 BNatSchG: In diesen beiden Paragraphen ist
der Biotopverbund und die Biotopvernetzung gesetzlich
verankert. Danach soli ein Biotopverbundsystem auf min-
destens 10 % der Landesfläche entwickelt werden. Es soil
auch zur Verbesserung des Zusammenhangs des Europä-
ischen Schutzgebietssystems Natura 2000 dienen.

Die Burdenow einschließlich des Kleingewässers sind Teil
des Biotopverbundsystems im weiteren Sinne. Die Ver-
bundfunktion wird durch die Planung nicht beeinträchtigt.
Das Kleingewässer steht weiterhin im funktionalen Zu-
sammenhang mit der Burdenow-Niederung. Die Festset-
zung als Maßnahmenfläche trägt zur dauerhaften Siche-
rung des Kleingewässers bei.

§ 34 Abs.1 BNatSchG: "Projekte sind vor ihrer Zulassung
oder Durchführung auf ihre Verträglichkeit mit den Erhal-
tungszielen eines Gebiets von gemeinschaftlicher Bedeu-
tung oder eines Europäischen Vogelschutzgebiets zu
überprüfen." Verträglichkeit und Unzulässigkeit von Pro-
jekten sowie Ausnahmen sind in § 34 Abs. 2 bis Abs. 4
BNatSchG geregelt. Demgemäß ist ein Projekt unzulässig,
wenn es zu erheblichen Beeinträchtigungen eines EU-
Vogelschutzgebietes in seinen für die Erhaltungsziele oder
dem Schutzzweck maßgeblichen Bestandteilen führen
kann. Es sei denn, es bestehen zwingende Gründe des
überwiegenden öffentlichen Interesses, einschließlich so-
zialer und wirtschaftlicher Art, und zumutbare Alternativen
mit geringeren Beeinträchtigungen an anderer Stelle sind
nicht gegeben.

Es sind keine FFH-Gebiete durch die Planung betroffen.

§ 44 BNatSchG stellt die zentrale nationale Vorschrift des
besonderen Artenschutzes dar. Er beinhaltet für die be-
sonders geschützten sowie die streng geschützten Tiere
und Pflanzen unterschiedliche Verbotstatbestände.

Die Verträglichkeit der vorliegenden Planung mit gelten-
dem Artenschutzrecht ist gutachterlich geprüft worden. So-
fern die im Gutachten genannten Maßnahmen beachtet
werden, sind keine Verbotstatbestände des § 44
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BNatSchG berührt. Siehe Teil 11 Kapitel 20.

Bundes-Bodenschutzgesetz (BBodSchG)

§ 1 BBodSchG: "Zweck dieses Gesetzes ist es, nachhaltig
die Funktionen des Bodens zu sichern oder wiederherzu-
stellen. Hierzu sind schädliche Bodenveränderungen ab-
zuwehren, der Boden und Altlasten sowie hierdurch verur-
sachte Gewässerverunreinigungen zu sanieren und Vor-
sorge gegen nachteilige Einwirkungen auf den Boden zu
treffen. Bei Einwirkungen auf den Boden sollen Beein-
trächtigungen seiner natürlichen Funktionen sowie seiner
Funktion als Archiv der Natur- und Kulturgeschichte so
weit wie möglich vermieden werden."

Dem gesetzlichen Bodenschutz wird durch Minimierung
der Versiegelung Rechnung getragen. Die Nutzung einer
bereits in großen Teilen versiegelten Fläche reduziert den
Flächenverbrauch. Das städtebauliche Konzept des Be-
bauungsplans legt zudem eine flächensparende Erschlie-
ßung zugrunde. Nach Umsetzung der Planung wird der
Versiegelungsgrad deutlich geringer sein als im jetzigen
Bestand. Zur Minimierung der Eingriffe wird festgesetzt,
dass das vor Ort anfallende Niederschlagswasser in den
allgemeinen Wohngebieten versickert wird.

Wasserhaushaltsgesetz (WHG) und Landeswasserge-
setz (LWaG M-V)

Die Gewässer (oberirdische Gewässer, Grundwasser) sind
derart zu bewirtschaften, dass sie dem Wohl der Allge-
meinheit und dem Nutzen Einzelner dienen, dass vermeid-
bare Beeinträchtigungen ihrer ökologischen Funktionen
und der direkt von ihnen abhängigen Landökosysteme und
Feuchtgebiete im Hinblick auf ihren Wasserhaushalt unter-
bleiben und dass insgesamt eine nachhaltige Entwicklung
gewährleistet wird.

Um die Reduzierung der Grundwasserneubildung zu mi-
nimieren, wird festgesetzt, dass das anfallende Regen-
wasser vor Ort wieder zu versickern und dem Wasser-
kreislauf zuzuführen ist.

Der B-Plan liegt in der Trinkwasserschutzzone (T1NSZ) 111
A des Wasserschutzgebietes Grevesmühlen-Wotenitz
(Wasserschutzgebietsverordnung vom 22.09.2010). Auf
die geltenden Vorschriften wird unter Hinweise in Teil B:
Text hingewiesen. Die Herstellung oder Änderung von
Oberflächengewässern sowie Eingriffe in das Grundwas-
ser sind nicht Gegenstand der Planung.

Bundes-lmmissionsschutzgesetz (BlmSchG)

§ 1 Abs. 1 BlmSchG: "Zweck dieses Gesetzes ist es,

PLANERGRUPPE Teil II - Seite 26



Stadt Grevesmühlen Begründung

5. Änderung des Flächennutzungsplans Oktober 2019

14.2. Ziele aus Fachplanungen

Umweltziele EU

Menschen, Tiere und Pflanzen, den Boden, das Wasser,
die Atmosphäre sowie Kultur- und sonstige Sachgüter vor
schädlichen Umwelteinwirkungen zu schützen und dem
Entstehen schädlicher Umwelteinwirkungen vorzubeugen."
§ 50 BlmSchG: "Bei raumbedeutsamen Planungen und
Maßnahmen sind die für eine bestimmte Nutzung vorge-
sehenen Flächen einander so zuzuordnen, dass schädli-
che Umwelteinwirkungen und von schweren Unfällen im
Sinne des Artikels 3 Nr. 5 der Richtlinie 96/82/EG in Be-
triebsbereichen hervorgerufenen Auswirkungen auf die
ausschließlich oder überwiegend dem Wohnen dienenden
Gebiet sowie auf sonstige schutzbedürftige Gebiete soweit
wie möglich vermieden werden."

Es wurde ein schalltechnisches Gutachten erarbeitet, das
die Planung hinsichtlich Verkehrslärm und Gewerbelärm
untersucht. Die Ergebnisse des Schallgutachtens werden
vollumfänglich im Bebauungsplan Nr. 39 berücksichtigt.
Gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse sind sicherge-
stellt.

Die Umweltziele der EU sind im Wesentlichen im Umwelt-
aktionsprogramm der Union für die Zeit bis 2020 be-
schlossen:

1. Schutz, Erhaltung und Verbesserung des Naturkapi-
tals der Union;

2. Übergang zu einer ressourceneffizienten, umwelt-
schonenden und wettbewerbsfähigen CO2-armen
Wirtschaftsweise in der Union;

3. Schutz der Unionsbürger vor umweltbedingten Be-
lastungen, Gesundheitsrisiken und Risiken für die
Lebensqualität;

4. Maximierung der Vorteile aus dem Umweltrecht der
Union durch verbesserte Umsetzung;

5. Verbesserung der Wissens- und Faktengrundlage
für die Umweltpolitik der Union;

6. Sicherung von Investitionen für Umwelt- und
Klimapolitik und Berücksichtigung von Umweltkos-
ten unter Beachtung etwaiger nachteiliger sozialer
Auswirkungen;

7. Verbesserung der Einbeziehung von Umweltbelan-
gen in andere Politikbereiche und kohärente Gestal-
tung von Politikansätzen;

8. Förderung der Nachhaltigkeit der Städte in der Uni-
on;
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Landschaftsprogramm

Landschaftsrahmenplan

Landschaftsplan

9. Verbesserung der Fähigkeit der Union, wirksam auf
internationale Umwelt- und Klimaprobleme einzu-
gehen.

Diese Umweltziele werden, sofern sie im Maßstab der vor-
liegenden Planung umsetzbar sind, bei der Planung be-
rücksichtigt.

Schutz, Erhalt und Verbesserung des Naturkapitals erfol-
gen durch Festsetzungen zum Erhalt geschützter Biotope
und geschützter Bäume. Der Schutz der Unionsbürger vor
umweltbedingten Belastungen, Gesundheitsrisiken und
Risiken für die Lebensqualität wird sichergestellt, indem
durch Fachgutachten sowohl der Lärmschutz als auch Be-
lastungen durch Altlasten untersucht worden sind und er-
forderliche Schutzmaßnahmen in die Planung übernom-
men werden. Die Nachnutzung einer Brachfläche inner-
halb der Stadt entspricht dem Ansatz der Nachhaltigkeit.

Das Landschaftsprogramm trifft keine für die vorliegende
Planung relevanten Aussagen.

Der Landschaftsrahmenplan trifft für den Bereich der Bur-
denow-Niederung folgende Aussagen:

Die Burdenow einschließlich des Kleingewässer soll Teil
des Biotopverbundsystems im weiteren Sinne werden.

Ziel für die Burdenow ist die Regeneration gestörter Na-
turhaushaltsfunktionen naturferner Fließgewässerabschnit-
te.

lm Leitbild des Landschaftsplans sind folgende den Unter-
suchungsraum betreffende Aussagen enthalten:

Der überwiegende Teil des Plangeltungsbereichs wird als
Bauflächen dargestellt. Das gesetzlich geschützte Klein-
gewässer soll erhalten bleiben und die direkt angrenzen-
den Flächen als Feuchtgrünland entwickelt werden. Ent-
lang der Bahntrasse wird im westlichen Teil eine schmale
Grünfläche dargestellt.

Das Maßnahmenkonzept sieht ein Renaturierungskonzept
für den Quellbereich der Burdenow einschließlich des
Kleingewässers vor.

Berücksichtigunq bei der Planunq:

Das Kleingewässer und die Uferbereiche werden im Be-
bauungsplan Nr. 39 als Maßnahmenfläche dauerhaft in
ihrem Erhalt gesichert. Parallel zur Bahntrasse wird eine
Grünfläche festgesetzt.
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Die Planung entspricht den Zielen des Landschaftsplans.

14.3. Sonstige abwägungsrelevante Ziele und
Empfehlungen des Umweltschutzes

Vermeidung von Emissionen
sowie sachgerechter Um-
gang mit Abfällen und Ab-
wässern

(§ 1 Abs. 6 Nr. 7 e BauGB)

Nutzung erneuerbarer Ener-
gien/ sparsame und effiziente
Nutzung von Energie

(§ 1 Abs. 6 Nr. 7 f BauGB)

Erhaltung der bestmöglichen
Luftqualität

(§ 1Abs. 6 Nr. 7 h BauGB)

Die Planung sieht zur Vermeidung von Schall-Emissionen
verschiedene Schallschutzmaßnahmen vor (siehe Kapitel
7).

Die Abfallbeseitigung erfolgt auf der Grundlage der gesetz-
lichen Regelungen und der diesbezüglichen Satzungen
des Landkreises Nordwestmecklenburg durch die Abfall-
wirtschaft Grevesmühlen. Al le Abfälle werden sachgerecht
entsorgt.

Die Gebäude sind anschlusspflichtig an die öffentliche
Abwasserentsorgung.

Das im allgemeinen Wohngebiet anfallende Regenwasser
wird auf den Grundstücken versickert.

Aktuell weist das Plangebiet keine Bedeutung für die Nut-
zung erneuerbarer Energien auf. Die Planung sieht hierzu
keine Regelungen vor. Allerdings besteht im gesamten
Plangebiet die Möglichkeit, Dachflächen für Photovoltaik
und Solarthermie zu nutzen.

Die Bewertung der Messergebnisse der Luftmessstationen
des Landes Mecklenburg-Vorpommern wurde nach der
39. Verordnung zur Durchführung des Bundes-
Immissionsschutzgesetzes (39. BlmSchV) durchgeführt.

Die Luftgütedaten 2016 zeigen, dass an alien vorhande-
nen Messstationen alle zu überwachenden Schadstoffe
unterhalb der zulässigen Grenzwerte liegen. ln Greves-
mühlen befindet sich keine Messstation. Da die gesetzlich
vorgeschriebenen Grenzwerte allerdings auch in stark be-
lasteten Gebieten wie der Hansestadt Rostock eingehalten
werden, ist daraus abzuleiten, dass in Grevesmühlen kei-
ne Problematik bezüglich Luftschadstoffen zu prognosti-
zieren ist.

Es werden keine besonderen Maßnahmen zur Reinhal-
tung der Luft für erforderlich gehalten.

Die vorliegende planungsrechtlich ermöglichte Bebauung
wird voraussichtlich keine besonderen, für die Luftqualität
des Gebietes relevanten Emissionen zur Folge haben, so
dass die Planung zu keinen erheblichen Beeinträchtigun-
gen hinsichtlich der bestehenden und zu erhaltenden
bestmöglichen Luftqualität führen wird.
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Wechselwirkungen

(§ 1 Abs. 6 Nr. 7 i BauGB)

Auswirkungen aufgrund von
schweren Unfällen oder Kata-
strophen

(§ 1 Abs. 6 Nr. 7 j BauGB)

15 Beschreibung und Bewer-
tung der erheblichen Um-
weltauswirkungen

Begründung

Oktober 2019

Bei der Umweltprüfung handelt es sich um ein integratives
Verfahren, das eine schutzgüterübergreifende Betrachtung
unter Berücksichtigung von Wechselwirkungen erfordert
(vgl. § 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB). Ausgangspunkt dieses An-
satzes ist die Erkenntnis, dass die einzelnen Schutzgüter
nicht isoliert und zusammenhangslos nebeneinander vor-
liegen, sondern dass zwischen ihnen Wechselwirkungen
und Abhängigkeiten bestehen.

Ökosystemare Wechselwirkungen sind alle denkbaren
funktionalen und strukturellen Beziehungen zwischen
Schutzgütern, innerhalb der Schutzgüter sowie zwischen
und innerhalb von landschaftlichen Ökosystemen, soweit
sie aufgrund einer zu erwartenden Betroffenheit durch Pro-
jektauswirkungen von entscheidungserheblicher Bedeu-
tung sind. Sie beschreiben somit die Umwelt als funktiona-
les Wirkungsgefüge.

Allerdings ist die Anzahl ökosystemarer Wechselbezie-
hungen aufgrund der Fülle von biotischen und abiotischen
Einflüssen sowie unter Beachtung der zeitlichen Dimensi-
on potenziell unendlich. Aufgrund wissenschaftlicher
Kenntnislücken und praktischer Probleme (unverhältnis-
mäßig hoher Untersuchungsaufwand) ist eine vollständige
Erfassung aller Wechselbeziehungen daher im Rahmen
einer Umweltprüfung nicht zu leisten bzw. nicht zielfüh-
rend. Folglich werden nur die Wechselwirkungen erfasst
und bewertet, die ausreichend gut bekannt und untersucht
sind und die im Rahmen der Umweltprüfung entschei-
dungserheblich sein können. Die relevanten Wechselwir-
kungen (z.B. Wirkungspfade Boden-Wasser-
Lebensgemeinschaften oder Abhängigkeiten zwischen
abiotischen Standortbedingungen und Lebensraumfunkti-
onen) werden daher, soweit sie erkennbar und von Belang
sind, bereits den einzelnen Schutzgütern zugeordnet und
in die Schutzgutanalyse und -bewertung integriert.

Eine Anfälligkeit der nach dem Bebauungsplan zulässigen
Vorhaben für schwere Unfälle oder Katastrophen ist nach
derzeitigem Kenntnisstand nicht vorhanden. Erhebliche
nachteilige Auswirkungen auf Tiere, Pflanzen, Fläche, Bo-
den, Wasser, Luft, Klima, Landschaft, Biologische Vielfalt,
Natura-2000-Gebiete, Mensch, Gesundheit, Bevölkerung
sowie Kultur- und sonstige Sachgüter durch schwere Un-
fälle oder Katastrophen sind nicht zu erwarten.

In diesem Kapitel erfolgt schutzgutbezogen eine Be-
standsaufnahme des derzeitigen Umweltzustandes (Ba-
sisszenario) (Anlage 1 Nr. 2 a BauGB) sowie eine Darstel-
lung der Entwicklung des Umweltzustandes bei Durchfüh-
rung der Planung (Anlage 1 Nr. 2 b BauGB). Bei jedem
Schutzgut werden zudem die geplanten Maßnahmen zur
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15.1. Schutzgut Fläche

Bestand und Bewertung

Umweltbezogene Auswirkun-
gen des Vorhabens

Verhinderung, Vermeidung und Minderung der erheblichen
Umweltauswirkungen benannt. (Anlage 1 Nr. 2 c BauGB).

Ein großer Teil des Plangebietes ist von Gebäuden be-
standen. Die Flächen zwischen den Gebäuden sind viel-
fach versiegelt, weisen aber irnmer wieder kleine lückige
Ruderalflächen auf. Viele Teilflächen sind durch verschie-
denartige Ablagerungen überprägt. lm Hinblick auf die
Zielsetzung, den Flächenverbrauch zu minimieren, sind
bereits versiegelte Flächen innerhalb der Ortslage von all-
gemeiner Bedeutung und somit geeignet, für bauliche Nut-
zungen herangezogen zu werden.

Gemäß § la Abs. 2 BauGB soll mit Grund und Boden
sparsam und schonend umgegangen werden; dabei sind
zur Verringerung der zusätzlichen lnanspruchnahme von
Flächen für bauliche Nutzungen die Möglichkeiten der
Entwicklung der Stadt insbesondere durch Wiedernutz-
barmachung von Flächen, Nachverdichtung und andere
Maßnahmen zur lnnenentwicklung zu nutzen sowie Bo-
denversiegelungen auf das notwendige Maß zu begren-
zen. Landwirtschaftlich, als Wald oder für Wohnzwecke
genutzte Flächen sollen nur im notwendigen Umfang um-
genutzt werden. Diese Grund-sätze sind nach § 1 Abs. 7
BauGB in der Abwägung zu berücksichtigen.

Mit der Planung wird die Nachnutzung bereits baulich ge-
nutzter Flächen vorbereitet, sie entspricht damit dem Ziel
des sparsamen Umgangs mit Grund und Boden. Die Pla-
nung sieht deutlich weniger Versiegelungen vor als derzeit
vorhanden sind. Zur Zeit sind 50.800 m2 vollversiegelte
Flächen und 10.100 m2 teilversiegelte Flächen im Be-
stand. Die maximal zulässige Versiegelung nach den
Festsetzungen des Bebauungsplans Nr. 39 wird ca.
37.300 m2 betragen. Damit reduziert sich der Versiege-
lungsgrad deutlich.

Das Schutzgut Fläche ist nicht erheblich von den Auswir-
kungen der Planung betroffen.

Maßnahmen zur Vermeidung Maßnahmen im Bebauungsplan Nr. 39:
und Minderung • Erhalt des Kleingewässers und der umliegenden Ufer-

bereiche
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Stadt Grevesmühlen

5. Änderung des Flächennutzungsplans

15.2. Schutzgut Boden

Bestand und Bewertung

Begründung

Oktober 2019

Hinsichtlich des Bodens liegen im Plangebiet überwiegend
nur geringe Wertigkeiten vor. Die Böden sind durch die
ehemalige und aktuelle Nutzung vollständig anthropogen
überformt bzw. versiegelt und teilversiegelt. Bodentypen
werden dementsprechend für das Plangebiet nicht ange-
geben. Natürliche Bodenverhältnisse liegen vermutlich
noch in den vegetationsbestandenen Uferbereichen des
Kleingewässers vor.

Aufgrund der langjährigen gewerblichen Vornutzung von
weiten Teilen des Plangebietes ist unspezifisch mit schäd-
lichen Veränderungen von Böden zu rechnen.

Umweltbezogene Auswirkun- Überbauung und Versiegelung führen auf unversiegelten
gen des Vorhabens Flächen zur Zerstörung der Filter- und Pufferfunktionen

von Böden sowie ihrer Funktion als Lebensraum für Pflan-
zen und Tiere. Verdichtung, Umlagerung, Abtrag und
Überschüttung von Böden im Bereich der baulichen Anla-
gen und Straßen führen zu Störungen seines Gefüges,
mindern die ökologische Stabilität und verändern seine
Standorteigenschaften in Bezug auf Wasserhaushalt, Bo-
denleben und Vegetation. Natürliche Böden sind nicht von
der Planung betroffen. Die Umsetzung der Planung wird
zur Entsiegelung großer Flächen führen, da die Planung
deutlich weniger Versiegelungen vorsieht, als derzeit vor-
handen sind.

Während der Bautätigkeiten besteht dabei auch für an-
grenzende Flächen die Möglichkeit, dass durch das Befah-
ren mit Baufahrzeugen und die Einrichtung von Material-
plätzen Beeinträchtigungen erfolgen. Während der Bau-
phase besteht darüber hinaus eine potentielle Gefährdung
des Bodens durch Stoffeinträge.

Aufgrund der langjährigen gewerblichen Vornutzung von
weiten Teilen des Plangebietes ist unspezifisch mit schäd-
lichen Veränderungen von Böden zu rechnen.

Gemäß § 1 Abs. 5 BauGB hat die Planung die allgemei-
nen Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbeitsver-
hältnisse und die Sicherheit der Wohn- und Arbeitsbevöl-
kerung und umweltbezogene Auswirkungen auf den Men-
schen und seine Gesundheit sowie die Bevölkerung ins-
gesamt zu berücksichtigen.

Im Rahmen des vorliegenden „Bericht zur Untersuchung
eines Grundstücks in Grevesmühlen -Trede Massivholz",
IUQ, Berichtsnummer B-015-1014 vom 6.11.2014 wurden
lediglich an sieben Bohrungen organoleptische Auffällig-
keiten gesucht sowie eine Teichsedimentprobe auf Rück-
stände von Holzschutzmitteln untersucht. Auffälligkeiten
wurden dabei nicht festgestellt, jedoch weist der Gutachter
ausdrücklich auf die Stichprobenartigkeit seiner Untersu-
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und Minderung

15.3. Schutzgut Wasser

Bestand und Bewertung

Stadt Grevesmühlen Begründung

5. Anderung des Flächennutzungsplans Oktober 2019

chung hin und stellt klar, dass der Untersuchungsurnfang
lokale schädliche Bodenveränderungen nicht hinreichend
ausschließt. Die untersuchte Fläche umfasst auch nur ei-
nen kleinen Teil des gesamten Plangebietes in dessen
südwestlichem Bereich. Insoweit ist der Bericht nicht aus-
reichend, die Anforderungen des BauGB zu erfüllen.

Der flächennutzungsspezifische Nachweis der Unter-
schreitung der Prüfwerte gemäß Anhang 2 Nr. 1.4 Bun-
desbodenschutzverordnung wird durch die Dokumentation
einer bodenkundlichen Baubegleitung, die während der
Erschließungsmaßnahmen durchgeführt wird, erfolgen.

Das Schutzgut Boden ist nicht erheblich von den Auswir-
kungen der Planung betroffen.

Maßnahmen zur Vermeidung Maßnahmen im Bebauungsplan Nr. 39:

• Festsetzungen von Grundflächenzahlen zur Begren-
zung der Versiegelung

• Bodenkundliche Baubegleitung während der Erschlie-
ßungsarbeiten

Der Grundwasserflurabstand im Plangebiet liegt laut
Landschaftsplan zwischen 5 und 10 m unter der Gelände-
oberfläche. Das Plangebiet ist laut Landschaftsplan von
geringer Bedeutung für die Grundwasserneubildung.

Der B-Plan liegt in der Trinkwasserschutzzone (TWSZ) Ill
A des Wasserschutzgebietes Grevesmühlen-Wotenitz
(Wasserschutzgebietsverordnung vom 22.09.2010).

Das einzige Oberflächengewässer im Plangebiet ist das
Kleingewässer, das einen sehr hohen Biotopwert besitzt
und somit von besonderer Bedeutung ist.

Umweltbezogene Auswirkun- Die Planung hat keine erheblichen Auswirkungen auf das
gen des Vorhabens Schutzgut Wasser. Es werden überwiegend versiegelte

Flächen überplant, teilweise finden Neuversiegelungen
statt, dafür wird an anderer Stelle entsiegelt. Insgesamt
wird sich der Versiegelungsgrad deutlich reduzieren, somit
wird die Grundwasserneubildungsrate steigen.

Das Kleingewässer bleibt von der Planung unberührt.

Die Planung sieht vor, das auf den Grundstücken im all-
gemeinen Wohngebiet anfallende Niederschlagswasser
vor Ort zu versickern. Damit wird ein großer Teil des anfal-
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Maßnahmen zur Vermeidung
und Minderung

15.4. Schutzgut P flanzen

Bestand und Bewertung

Begründung

Oktober 2019

lenden Oberflächenwassers dem örtlichen Wasserhaus-
haushalt zugeführt.

Schädliche Stoffeinträge ins Grundwasser aus Altlasten
werden sicher vermieden, indem während der Erschlie-
ßungsarbeiten eine bodenkundliche Baubegleitung durch-
geführt wird.

Das Schutzgut Wasser ist nicht erheblich von den Aus-
wirkungen der Planung betroffen.

Maßnahmen im Bebauungsplan Nr. 39:

• Festsetzungen von Grundflächenzahlen zur Begren-
zung der Versiegelung

• Festsetzung einer Maßnahmenfläche zum Erhalt des
Kleingewässers und seiner Ufervegetation

• Versickerung vor Ort

• Bodenkundliche Baubegleitung während der Erschlie-
ßungsarbeiten

Auf dem insgesamt rund 10,2 ha umfassenden Gelände
befinden sich derzeit noch mehrere, vorhabenbedingt ab-
zureißende Gebäude eines Sägewerks; Teile des Area Is
werden aktuell noch gewerblich genutzt. Durch die zahlrei-
chen Gebäude, Lagerflächen, asphaltierten Wege und
Plätze weist das Gebiet einen hohen Versiegelungsgrad
auf. Das Gelände zeichnet sich zudem bereichsweise
durch Ruderalfluren aus, die vor allem entiang der Bahnli-
nie im Norden sowie im Osten und Südosten im Bereich
mehrerer Gebäude (ehemalige Grünflächen) anzutreffen
sind. Ein eingezäunter Folienteich im Osten des Plange-
bietes diente ehemals als Feuerlöschteich.

im Westen findet sich schließlich ein Kleingewässer, das
nach § 20 NatSchAG M-V gesetzlich geschützt ist. im
Nahbereich des Gewässers sind neben Nitrophytenfluren
und Brombeergebüschen auch größere Gebüsch- und
Baumbestände ausgebildet.

Folgende Biotoptypen sind im Plangebiet vorhanden (sie-
he auch Anlage Biotoptypenkartierung):
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Tab.: Biotoptypen im Plangebiet

Oktober 2019

Cod& Biotoptyp2 Biotoptyp Schutz Wertstufe
Feldgehölze, Alleen und Baumreihen

B B A 2.7.1 Älterer Einzelbaum (ab 100 cm StU) § 18 4

B B J 2.7.2 Jüngerer Einzelbaum 1

B H F 2.3.1 Strauchhecke § 20 3
B R 2.6 Baumreihe 3

Stehende Gewässer
S E 5.3.3 Nährstoffreiches Stillgewässer/Naturnaher Teich § 20 3
S YL 5.6.3 Feuerlöschteich -

Waldfreie Biotope der Ufer
V H F 6.4.2 Hochstaudenflur feuchter Moor- und Sumpfstandorte § 20 1

Staudensäume, Ruderalfluren und Trittrasen
R H U 10.1.2 Ruderale Staudenflur -

Grünanlagen der Siedlungsbereiche
P W Y 13.1.1 Siedlungsgehölz aus nicht heimischen Baumarten -
P W X 13.2.1 Siedlungsgebüsch aus heimischen Gehölzarten 1

P E R 13.3.2 Artenarmer Zierrasen -
P E U 13.3.4 Nicht- oder teilversiegelte Freifläche, teilweise mit Spon-

tanvegetation
1

P G N 13.8.3 Nutzgarten -
Biotopkomplexe der Siedlungs-, Verkehrs- und Indust-
rieflächen

OIG 14.8.2 Gewerbegebiet -
O V P 4.7.8 Parkplatz, versie elte Freifläche -

1 aus: Anleitung für die Kartierung von Biotoptypen und FFH-Lebensraumtypen, Schriftenreihe des LUNG, 2013
2 aus: Hinweise zur Eingriffsregelung, Schriftenreihe des LUNG Mecklenburg-Vorpommern, 1999

Umweltbezogene Auswirkun- Die vorliegende Planung überplant neben Flächen, die
gen des Vorhabens durch Gebäude oder Erschließungsflächen versiegelt sind,

auch teilversiegelte Flächen (häufig alte Plattenbeläge, in
deren Fugen sich Vegetation etabliert hat) sowie Ruderal-
fluren von geringer Wertigkeit. In der nordwestlichen Ecke
des Plangeltungsbereichs werden neben den ruderalen
Staudenfluren auch Siedlungsgehölze aus nicht heimi-
schen Baumarten überplant, ebenfalls von geringer Wer-
tigkeit. Insgesamt werden 27 jüngere Einzelbäume und 15
ältere Einzelbäume durch Fällung betroffen sein.

Geschützte Biotope sind nicht von der Planung betroffen.

Maßnahmen zur Vermeidung Maßnahmen im Bebauungsplan Nr. 39:
und Minderung • Erhaltungsfestsetzungen für die Feldhecke

• Festsetzung einer Maßnahmenfläche rund um das
Kleingewässer
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5. Anderung des Flächennutzungsplans Oktober 2019

15.5. Schutzgut Tiere

Bestand und Bewertung Zur Untersuchung des Bestandes wurde ein Artenschutz-
fachbeitrag erarbeitet:

Artenschutzrechtlicher Fachbeitrag gemäß § 44 BNatSchG
im Rahmen des B-Plans Nr. 39 der Stadt Grevesmühlen
„Zum Sägewerk", B.i.A. — Biologen im Arbeitsverbund,
Bordesholm 29.03.2017

Es wurden Geländeerfassungen für die planungsrelevan-
ten Artengruppen der Brutvögel, Reptilien (insbes. Zau-
neidechse), Fledermäuse und Nachtkerzenschwärmer
durchgeführt. Für alle weiteren Tiergruppen wurde eine
reine Potenzialanalyse auf Grundlage der Geländebege-
hungen und der Datenabfrage erarbeitet.

Mit Zwerg-, Mücken- und Breitflügelfledermaus sowie dem
Braunen Langohr wurden 4 Gebäude bewohnende Fle-
dermausarten sowie 3 baumbewohnende Arten im Plan-
gebiet nachgewiesen. Zudem wurden 32 Brutvogelarten
sowie 3 Reptilienarten im Plangebiet nachgewiesen. (sie-
he Kapitel 18)

Plangebiet besitzt hohe Bedeutung als Lebensraum für
Brutvögel, Reptilien und Fledermäuse.

Umweltbezogene Auswir- lm Zuge der Flächenvorbereitung kann es durch Rodung
kungen des Vorhabens von Gehölze, Abriss der bestehenden Gebäude und Räu-

mung von Lagerflächen zu Verletzungen oder Tötungen
von Fledermäusen und Brutvögeln kommen. Durch die
Bautätigkeiten, die mit Erschütterungen und Lärm einher-
gehen können verbotstatbeständige Störungen nicht aus-
geschlossen werden. Darüber hinaus werden durch Besei-
tigung von Gehölzen und Gebäuden Fortpflanzungs- und
Ruhestätten ze rstö rt.

Zur Vermeidung des Eintritts von Verbotstatbeständen
nach geltendem Artenschutzrecht sind zahlreiche Maß-
nahmen zu treffen (siehe Kapitel 20).

Die artenschutzrechtliche Prüfung zum Bebauungsplan Nr.
39 „Zum Sägewerk" der Stadt Grevesmühlen kommt zu
dem Ergebnis, dass unter Berücksichtigung von Bau-
zeitenregelungen bzw. bei alternativer Durchführung von
Besatzkontrollen sowie unter Berücksichtigung von weite-
ren artenschutzrechtlichen Vermeidungs-, Ausgleichs- und
CEF-Maßnahmen im Hinblick auf die möglichen Beein-
trächtigungen prüfrelevanter Brutvogel- und Fledermausar-
ten keine Zugriffsverbote nach § 44 Abs. 1 BNatSchG be-
rührt werden. Eine Ausnahme nach § 45 Abs. 7 BNatSchG
ist demnach für keine der näher geprüften Arten bzw. Ar-
tengruppen erforderlich.
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5. Änderung des Flächennutzungsplans Oktober 2019

Maßnahmen zur Vermeidung
und Minderung

15.6. Schutzgut Biologische Viel-
falt

Bestand und Bewertung

Aufgrund der komplexen, sich unterscheidenden Lebens-
weise der einzelnen, zu berücksichtigenden Brutvogel-
und Fledermausarten und aufgrund der verschiedenarti-
gen, artenschutzrechtlich relevanten Wirkungen des Vor-
habens, ist die Erarbeitung eines umfassenden Maßnah-
menplans für die Baufeldfreimachung (Gehölzbeseitigun-
gen, Gebäuderückbauten und Beräumung der Lagerstät-
ten) und die Durchführung einer biologischen Baubeglei-
tung der Baufeldfreimachung durch einen fledermauskund-
lichen und mit der Brutbiologie der relevanten Vogelarten
vertrauten Biologen erforderlich, um sicherzustellen, dass
es nicht zu relevanten Betroffenheiten der Bestimmungen
zum besonderen Artenschutz kommt.

Der B-Plangeltungsbereich zeigt ein Nebeneinander aus
Gebäuden, versiegelten Flächen, Ruderalvegetation und
einem naturnahen Biotopkomplex aus Kleingewässer und
Gehölzen, der mit der weiteren umgebenden Landschaft
verbunden ist. Vorhanden sind auch einige gesetzlich ge-
schützte Biotope. Die Gebäude bieten Quartiere und Le-
bensraum streng geschützter Fledermäuse sowie für Vö-
gel. lnsbesondere im Bereich der Bahnanlagen sind ge-
fährdete Reptilienarten nachgewiesen worden.

Als Vorbelastungen sind die vorhandenen Versiegelungs-
flächen zu nennen.

Bewertungskriterien für die biologische Vielfalt sind: Lage
in Schutzgebieten und Biotopverbundsystemen der ver-
schiedenen Administrationsebenen sowie aktueller Zu-
stand in Hinsicht auf das Arteninventar.

Das Plangebiet ist von hoher Wertigkeit für die biologische
Vielfalt hinsichtlich der vorgefundenen Fledermausfauna
sowie der nachgewiesenen Reptilien und an Gebäude brü-
tenden Vogelarten.

Das Plangebiet ist nicht Tell des landesweiten oder regio-
nalen Biotopverbundsystems, allerdings steht das Klein-
gewässer einschließlich seiner Uferbereiche in direktem
funktionalen Zusammenhang mit der Burdenow-
Niederung, die zum Biotopverbund im weiteren Sinne ge-
hört.

Umweltbezogene Auswir- Die geplanten Festsetzungen Allgemeine Wohngebiete,
kungen des Vorhabens Mischgebiet sowie eingeschränktes Gewerbegebiet im B-

Plangeltungsbereich ermöglichen insgesamt eine geringe-
re lnanspruchnahme von Flächen als bisher vorhanden.

5.2 PLANERGRUPPE Teil II - Seite 37



Stadt Grevesmühlen

5. Änderung des Flächennutzungsplans
Begründung

Oktober 2019

Diese befinden sich vorrangig auf Flächen mit allgemeiner
Bedeutung. Wertvolle Gehölzbestände und das Kleinge-
wässer bleiben weitgehend erhalten.

Der Fledermausbestand (streng geschützte Aden) kann
durch CEF-Maßnahmen sowie durch die Errichtung von
Ersatzquartieren am Ort erhalten werden. Durch Schaf-
fung geeigneter Lebensraumstrukturen entlang der Bahn-
linie kann auch der Reptilienbestand gesichert werden.

Maßnahmen zur Vermeidung Die genannten Vermeidungs- und Minimierungsmaßnah-
und Minderung men für die einzelnen Schutzgüter dienen auch dem

Schutzgut Biologische Vielfalt.

15.7. Schutzgut Mensch /
menschliche Gesundheit

Bestand und Bewertung

Umweltbezogene Auswirkun-
gen des Vorhabens

Das Plangebiet besitzt derzeit keine Bedeutung für Erho-
lungs-, Tourismus- und Wohnfunktionen.

Der Plangeltungsbereich befindet sich im Einflussbereich
von Emissionsquellen. Die Emissionen durch den Betrieb
der Bahnstrecke nördlich des Plangebietes sowie der Ver-
kehrslärm von der Rehnaer Straße sind gutachterlich un-
tersucht worden.

Als weitere Vorbelastung im Plangebiet sind potenzielle
Altlasten zu benennen. Aufgrund der langjährigen gewerb-.
lichen Vornutzung von weiten Teilen des Plangebietes ist
unspezifisch mit schädlichen Veränderungen von Böden
zu rechnen. In Bezug auf den Wirkungspfad Boden -
Mensch ist hier das Bodenschutzrecht, insbesondere die
Bundesbodenschutzverordnung maßgeblich. Im Rahmen
des vorliegenden „Bericht zur Untersuchung eines Grund-
stücks in Grevesmühlen -Trede Massivholz", IUQ, Be-
richtsnummer B-015-1014 vom 6.11.2014, wurden ledig-
lich an sieben Bohrungen organoleptische Auffälligkeiten
gesucht sowie eine Teichsedimentprobe auf Rückstände
von Holzschutzmitteln untersucht. Auffälligkeiten wurden
dabei nicht festgestellt, jedoch weist der Gutachter aus-
drücklich auf die Stichprobenartigkeit seiner Untersuchung
hin und stellt klar, dass der Untersuchungsumfang lokale
schädliche Bodenveränderungen nicht hinreichend aus-
schließt.

Erholunqsfunktion

Durch Schaffung einer Fußwegeverbindung in die Bur-
denow-Niederung wird zukünftig die Erreichbarkeit woh-
nortnaher Naturerholungsflächen verbessert.
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Lärmemissionen:

Die wesentlichen vorhabenbezogenen Wirkungen, die zu
Auswirkungen auf das Schutzgut Mensch führen können,
sind Schallimmissionen („Lärm") sowie ggf. Luftschad-
stoffimmissionen.

Im Rahmen der Aufstellung von Bebauungsplänen mit ge-
werblicher Nutzung ist zu gewährleisten, dass die zukünf-
tigen Lärmemissionen der Unternehmen keine Konflikte
mit angrenzenden schutzwürdigen Nutzungen auslösen.
Zudem befindet sich das Plangebiet im Einflussbereich der
Schallquellen Bahn und Rehnaer Straße. Daher wurde ein
schalltechnisches Gutachten beauftragt, das die Planung
hinsichtlich Verkehrslärm und Gewerbelärm untersucht.
Das Gutachten empfiehlt die Festsetzungen von Emissi-
onskontingenten nach der DIN 45691 (1), die Errichtung
von Lärmschutzwällen sowie Lärmpegelbereiche. Die
Festsetzungen werden in die textlichen Festsetzungen
übernommen. Die gesetzlich vorgeschriebenen Werte
werden somit eingehalten.

Luftschadstoffe

Hinsichtlich der Zusatzbelastungen für Luftschadstoffe aus
den zusätzlich induzierten Verkehren ist davon auszuge-
hen, dass diese aufgrund der im Verhältnis zur Vorbelas-
tung nicht wesentlich steigenden Verkehrsmengen relativ
gering ausfallen.

Altlasten:

Ohne weitere Untersuchungen besteht die Besorgnis,
dass die Anforderungen des BauGB nicht erfüllt werden.
Über den Wirkungspfad Boden-Mensch könnte es zur Ge-
fährdung der menschlichen Gesundheit kommen. Der flä-
chennutzungsspezifische Nachweis der Unterschreitung
der Prüfwerte gemäß Anhang 2 Nr. 1.4 Bundesboden-
schutzverordnung wird durch die Dokumentation einer bo-
denkundlichen Baubegleitung, die während der Erschlie-
ßungsmaßnahmen durchgeführt wird, erfolgen.

Bei Einhaltung aller benannten Maßnahmen für Lärm-
schutz und bezüglich Altlasten ist das Schutzgut Mensch
nicht erheblich betroffen.

Maßnahmen zur Vermeidung Maßnahmen im Bebauungsplan Nr. 39:
und Minderung • AI le im schalltechnischen Gutachten genannten Maß-

nahmen werden im Bebauungsplan festgesetzt.

• Es wird im Zuge der Erschließungsarbeiten eine bo-
denkundliche Baubegleitung (BBB) in Abstimmung mit
der Unteren Bodenschutzbehörde durchgeführt.
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15.8. Schutzgut Klima und Luft

Bestand und Bewertung Aufgrund des derzeit bereits vorhandenen hohen Versie-
gelungsgrades besitzt der Plangeltungsbereich nur gerin-
ge Bedeutung für die Frischluftentstehung.

Umweltbezogene Auswir- Es erfolgen keine Eingriffe in klimatisch relevante Flächen
kungen des Vorhabens und keine nachhaltige Störung der Luftzirkulation durch die

Bebauung.

Das Schutzgut Klima und Luft ist nicht erheblich betrof-
fen.

Maßnahmen zur Vermeidung Maßnahmen im Bebauungsplan Nr. 39:
und Minderung

15.9. Schutzgut Landschaftsbild

Bestand und Bewertung

• Festsetzung von Grünflächen

• Festsetzung zur Anpflanzung von Bäumen

• Festsetzungen zur Begrenzung der Versiegelung

Das Landschaftsbild im Plangebiet ist im überwiegenden
Teil durch die gewerblich genutzten Gebäude geprägt. Der
hohe Versiegelungsgrad ist als Vorbelastung des Land-
schaftsbildes einzustufen. Entlang der Rehnaer Straße be-
findet sich eine ortsbildprägende Baumreihe.

lm westlichen Randbereich dominieren die Kulisse der
Baumreihe sowie die naturnahen Vegetationsflächen rund
um das Kleingewässer.

Der Landschaftsplan ordnet dem Landschaftsbild im Be-
reich des Kleingewässers die Wertstufe hoch zu. Die Ge-
werbeflächen werden ohne Wertstufe dargestellt.

Umweltbezogene Auswir- Es sind keine erheblichen Beeinträchtigungen zu erwarten.
kungen des Vorhabens Aufgrund der Lage des Plangebietes im direkten An-

schluss an die umliegende Siedlungslage wird einer Zer-
schneidung der Landschaft entgegengewirkt. Es handelt
sich um eine Nachnutzung ehemals überbauter Flächen.

Die geplanten Gebäude sind als Einzel- oder Doppelhäu-
ser geplant, sodass sie sich in die bereits bestehende Ge-
bäudestruktur der vorhandenen südlich gelegenen Wohn-
bebauung eingliedern.

Die naturnahe und landschaftsbildprägende Vegetation
einschließlich des Kleingewässers wird als Maßnahmen-
fläche dauerhaft gesichert. Die ortsbildprägende Feldhe-
cke an der südlichen Grenze des Plangebietes werden
ebenfalls erhalten.
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Das Schutzgut Landschaftsbild ist nicht erheblich betrof-
fen.

Maßnahmen zur Vermeidung Maßnahmen im Bebauungsplan Nr. 39:
und Minderung

15.10.Schutzgut Kultur- und
sonstige Sachgüter
Bestand und Bewertung

• Festsetzung einer Maßnahmenfläche rund um das
Kleingewässer

• Erhaltungsfestsetzungen für Altbäume und eine Feld-
hecke

Im Plangebiet sind keine Kultur- und sonstigen Sachgüter
vorhanden.

Umweltbezogene Auswirkun- Das Schutzgut ist nicht betroffen.
gen des Vorhabens

Maßnahmen zur Vermeidung
und Minderung

15.11. Prognose über die Entwick- Gemäß An lage 1 BauGB sind, soweit möglich, insbeson-
lung des Umweltzustandes dere die möglichen erheblichen Auswirkungen während
(Anlage 1 Abs. 2 b) der Bau- und Betriebsphase des geplanten Vorhabens zu

beschreiben, unter anderem:

Mögliche erhebliche Auswirkungen während der Bau- und Betriebsphase bel Durchfüh-
rung der Planung infolge:

a. des Baus und des Vorhandenseins der geplan-
ten Vorhaben, soweit relevant einschließlich
Abrissarbeiten

Zur Vermeidung von Verbotstatbeständen gegen
geltendes Artenschutzrecht sind beim geplanten
Abriss der Gebäude alle Maßnahmen, die im Aden-
schutzrechtlichen Fachbeitrag zum Schutz von
Fledermäusen und gebäudebrütenden Vogelarten
benannt sind, zwingend zu beachten. Zusätzlich
wird vor Beginn der Bautätigkeiten ein Maßnah-
menplan zu Vermeidungs-, Ausgleichsmaßnahmen
und biologischer Baubegleitung mit der Unteren
Naturschutzbehörde abgestimmt.

b. der Nutzung natürlicher Ressourcen, insbe-
sondere Fläche, Boden Wasser, Tiere, Pflan-
zen und biologische Vie !fait, wobei soweit
möglich die nachhaltige Verfügbarkeit dieser
Ressourcen zu berücksichtigen ist

Siehe Kapitel 10.3 bis 10.9 (einzelne Schutzgüter)

c. der Art und Menge an Emissionen von Schad-
stoffen, Lärm, Erschütterungen, Licht, Wärme
und Strahlung sowie der Verursachung von

keine erheblichen Auswirkungen, sofern alle Maß-
nahmen zum lmmissionsschutz umgesetzt werden
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Belästigungen,

d. der Art und Menge der erzeugten Abfälle und
ihrer Beseitigung und Verwertung,

Die Menge der anfallenden Abfälle ist nicht be-
kannt. Alle Abfälle werden sortiert und fachgerecht
entsorgt.

e. der Risiken für die menschliche Gesundheit,
das kulturelle Erbe oder die Umwelt (zum Bei-
spiel durch Unfälle oder Katastrophen),

Die geplanten Nutzungen bergen keine Risiken für
die menschliche Gesundheit, das kulturelle Erbe
oder die Umwelt. Siehe Kapitel 10.3 bis 10.9 (ein-
zelne Schutzgüter).

f. der Kumulierung mit den Auswirkungen von
Vorhaben benachbarter Plangebiete unter Be-
rücksichtigung etwaiger bestehender Umwelt-
probleme in Bezug auf möglicherweise be-
troffene Gebiete mit spezieller Umweltrelevanz
oder auf die Nutzung von natürlichen Ressour-
cen,

Kumulierungen mit anderen Vorhaben sind nicht zu
erwarten.

g. die Auswirkungen der geplanten Vorhaben auf
das Klima (zum Beispiel Art und Ausmaß der
Treibhausgasemissionen) und der Anfälligkeit
der geplanten Vorhaben gegenüber den Fol-
gen des Klimawandels,

Die geplanten Gebäude erreichen kein Maß, das
eine Relevanz für Klimaveränderungen hätte, zumal
der Versiegelungsgrad nach Umsetzung der Pla-
nung deutlich gegenüber dem jetzigen Bestand
abnehmen wird. Eine Anfälligkeit des geplanten
Vorhabens gegenüber den Folgen des Klimawan-
dels ist derzeit nicht erkennbar.

h. der eingesetzten Techniken und Stoffe Bei den geplanten Nutzungen werden keine Tech-
niken oder Stoffe eingesetzt, die ein Risiko für die
Umwelt bergen könnten.

16 Eingriffsregelung Der größte Teil des Plangeltungsbereichs befindet sich
innerhalb der im Zusammenhang bebauten Ortsteile ge-
mäß § 34 BauGB. Nach § 18 Abs. 2 BNatSchG ist die na-
turschutzrechtliche Eingriffsregelung nicht im lnnenbereich
nach § 34 BauGB anzuwenden.

In § 1 a Abs. 2 BauGB heißt es zudem, dass ein Ausgleich
nicht erforderlich ist, sofern die Eingriffe bereits vor der
planerischen Entscheidung zulässig waren. Im Plangebiet
war im lnnenbereich bisher eine Bebauung im Sinne des §
34 BauGB zulässig.
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Abb.: Abgrenzung Innen- und Außenbereich

Unabhängig davon ist direkt geltendes Naturschutzrecht
auch im lnnenbereich zu beachten. Das betrifft in diesem
Fall das Artenschutzrecht sowie die Beseitigung geschütz-
ter Bäume.

lm nordwestlichen Teil des Plangeltungsbereichs, der dem
Außenbereich zugeordnet wird, stellt das geplante Bau-
vorhaben nach § 14 BNatSchG einen Eingriff in Natur und
Landschaft dar. Das Bundesnaturschutzgesetz schreibt für
die Aufstellung bzw. Änderung von Bauleitplänen, auf-
grund derer ein Eingriff in verschiedene Schutzgüter zu
erwarten ist, die Anwendung der Eingriffsregelung nach
§ 18 BNatSchG vor. Die Berechnung des erforderlichen
Ausgleichsbedarfs erfolgt auf Basis der „Hinweise zur Ein-
griffsregelung" (LUNG 1999).

Die geplante Erschließung des Gebietes für bauliche Nut-
zungen wird zu Beeinträchtigungen des Bodens, des
Grundwassers und der Arlen- und Lebensgemeinschaften
führen. Maßnahmen zur Vermeidung und Minimierung der
Beeinträchtigung dieser Schutzgüter sind bei der Erstel-
lung des Gesamtkonzeptes für das Planungsgebiet - wie
oben beschrieben - so weit wie möglich vorgesehen wor-
den. Der weitere Kompensationsbedarf ergibt sich aus den
unvermeidlichen oder nicht weiter zu minimierenden Ein-
griffen. Auch hier sind - soweit möglich - Maßnahmen im
Plangebiet selbst vorgesehen.

Gemäß § 14 BNatSchG i. V. m. § 12 NatSchAG M-V sind
"Veränderungen der Gestalt oder Nutzung von Grundflä-
chen oder Veränderungen des mit der Bodenschicht in
Verbindung stehenden Grundwasserspiegels, die die Leis-
tungs- und Funktionsfähigkeit des Naturhaushalts oder
das Landschaftsbild erheblich beeinträchtigen können" ein
Eingriff in Natur und Landschaft. Mit den Eingriffen, die in
diesem Fa Ile durch die geplante Bebauung ausgelöst wer-
den, sind Beeinträchtigungen von Natur (Naturhaushalt)
und Landschaft (Landschaftsbild) verbunden, die nachfol-
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17 Anderweitige Planungsmög-
lichkeiten bzw. Entwicklung
des Gebietes ohne das Vor-
haben

gend näher erläutert werden.

Im Bebauungplan Nr. 39 erfolgt eine ausführliche Eingriffs-
Ausgleichsbilanzierung.

Dem Eingriff im rechnerisch ermittelten Wert von 11.507
Kompensationsflächenäquivalenten stehen interne Kom-
pensationsmaßnahmen im Wert von 1.981 Kompensati-
onsflächenpunkten gegenüber. Es verbleibt ein Defizit von
9.526 Kompensationsflächenäquivalenten.

Der Ausgleich erfolgt durch den Erwerb von 9.526 Kom-
pensationsflächenäquivalenten im Ökokonto Klein
Breesen. Eine Reservierung liegt bereits vor. Der Vertrag
über die Weitergabe von Ökokontomaßnahmen wird vor
Satzungsbeschluss unterzeichnet. In dem Ökokonto Klein
Breesen wurden als Maßnahmen die Umwandlung von
lntensiv- in Extensivgrünland unter Anhebung von Grund-
wasserständen am Breeser See sowie die Anlage eines
Feldgehölzes vorgenommen.

Für Eingriffe in den geschützten Baumbestand sind 31
Ausgleichspflanzungen innerhalb des Plangeltungsbe-
reichs vorzunehmen. Entsprechende Festsetzungen bein-
haltet der Bebauungsplan Nr. 39.

Damit kann der Eingriff als ausgeglichen angesehen wer-
den.

Der Flächennutzungsplan der Stadt Grevesmühlen weist
eine große Wohnbaufläche im Westen der Stadt aus, wo
ehemals durch Landhandelsbetriebe genutzte Flächen
brachgefallen sind. Der Stadt ist es nach jahrelangen Ver-
handlungen gelungen, diese Fläche zu erwerben. Eine
wohnbauliche Entwicklung kann jedoch erst nach Verlage-
rung des dort zur Zeit noch ansässigen Landhandelsbe-
triebes in das neue „Industrie- und Gewerbegebiet Nord-
west (B-Plan Nr. 29) erfolgen. Gegenwärtig wird der B-
Plan Nr. 29 im Rahmen einer 1. Änderung den Anforde-
rung des Landhandelsbetriebes angepasst, um diesen Be-
trieb dorthin zu verlagern.

Im lnnenbereich hat die Stadt Grevesmühlen kleinere
Wohnbauflächen entwickelt, hier stehen noch geringfügig
Grundstücke zur Verfügung. Um den anhaltenden Bedarf
nach Wohngrundstücken zu decken, reichen diese Flä-
chen bei weitem nicht aus.

Aus den genannten Gründen hat die Stadt Grevesmühlen
beschlossen, den gültigen Flächennutzungsplan für den
Bereich des Plangeltungsbereichs zu ändern und die dar-
gestellten Mischgebietsflächen zu großen Teilen in Wohn-
bauflächen umzuwandeln. Nach Aufgabe des Sägewerkes
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18 Artenschutzrechtliche
Beurteilung

18.1. Artenschutzrechtlicher
Handlungsbedarf

am vorhandenen Standort besteht zudem ein erheblicher
städtebaulicher Planungsbedarf zur Vermeidung einer
dauerhaften Brachfläche. Zudem wird durch die lnan-
spruchnahme der bereits intensiv genutzten Fläche eine
Neuinanspruchnahme von Freiflächen in Ortsrandlage
vermieden und entspricht damit dem Ziel der lnnenent-
wicklung vor Au ßenentwicklu ng .

Ohne die Entwicklung des Gebietes würde das Plangebiet
als städtische Brachfläche verbleiben, Gebäude würden
nach und nach verfallen, Spontanvegetation würde Teile
der Flächen besiedeln.

Durch die erforderliche Flächeninanspruchnahme ggf.
durch mögliche weitere Beeinträchtigungen infolge von
Scheuchwirkungen und baubedingten Wirkfaktoren sind
vorhabensbedingte Auswirkungen auf die Tier- und Pflan-
zenwelt nicht auszuschließen. Neben der schutzgutbezo-
genen Betrachtungsweise im Rahmen des Umweltberich-
tes wurden die möglichen Auswirkungen des geplanten
Vorhabens auf die Belange des Artenschutzes untersucht.

Es wurde zum Bebauungsplan Nr. 39 ein Artenschutz-
rechtlicher Fachbeitrag vorgelegt, der zum einen die Be-
standssituation der relevanten Tier- und Pflanzenarten zu-
sammenfasst. Zum anderen werden die möglichen vorha-
bensbedingten Beeinträchtigungen der Fauna und Flora
aus artenschutzrechtlicher Sicht beurteilt, in dem das mög-
liche Eintreten der in § 44 Abs. 1 BNatSchG formulierten
Verbotstatbestände (sog. Zugriffsverbote) art- bzw. grup-
penbezogen geprüft wird.

(Artenschutzrechtlicher Fachbeitrag gemäß § 44
BNatSchG im Rahmen des B-Plans Nr. 39 der Stadt Gre-
vesmühlen „Zum Sägewerk". Verfasser: B.i.A. - Biologen
im Arbeitsverbund, Bordesholm September 2018)

Die artenschutzrechtliche Prüfung zum Bebauungsplan
Nr. 39 „Zum Sägewerk" der Stadt Grevesmühlen komrnt
zu dem Ergebnis, dass unter Berücksichtigung von Bau-
zeitenregelungen bzw. bei alternativer Durchführung von
Besatzkontrollen sowie unter Berücksichtigung von weite-
ren artenschutzrechtlichen Vermeidungs-, Ausgleichs- und
CEF-Maßnahmen im Hinblick auf die möglichen Beein-
trächtigungen prüfrelevanter Brutvogel-, Reptilien- und
Fledermausarten keine Zugriffsverbote nach § 44 Abs. 1
BNatSchG berührt werden. Eine Ausnahme nach § 45
Abs. 7 BNatSchG ist demnach für keine der näher geprüf-
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19 Ergänzende Angaben

19.1. Beschreibung der wichtigs-
ten Merkmale der verwen-
deten technischen Verfah-
ren bei der Umweltprüfung
sowie Hinweise auf
Schwierigkeiten, die bei der
Zusammenstellung der An-
gaben aufgetreten sind

ten Aden bzw. Artengruppen erforderlich.

Aufgrund der komplexen, sich unterscheidenden Lebens-
weise der einzelnen, zu berücksichtigenden Brutvogel-,
Reptilien- und Fledermausarten und aufgrund der ver-
schiedenartigen, artenschutzrechtlich relevanten Wirkun-
gen des Vorhabens, ist die Erarbeitung eines umfassen-
den Maßnahmenplans für die Baufeldfreimachung (Ge-
hölzbeseitigungen, Gebäuderückbauten und Beräumung
der Lagerstätten) und die Durchführung einer biol. Baube-
gleitung der Baufeldfreimachung durch einen fledermaus-
kundlichen und mit der Brutbiologie der relevanten Vogel-
arten vertrauten Biologen erforderlich, um nach Möglich-
keit sicherzustellen, dass es nicht zu verbotstatbeständli-
chen Betroffenheiten der Bestimmungen zum besonderen
Artenschutz kommt.

Die Umweltprüfung des Bebauungsplans greift auf eigene
örtliche Bestandsaufnahmen und Erhebungen zurück. Zu-
sätzlich wurde ein Artenschutzrechtlicher Fachbeitrag mit
faunistischen Erfassungen beauftragt. Die Geländekartie-
rungen beschränkten sich auf die besonders planungsre-
levanten Artengruppen der Brutvögel, Reptilien (insbes.
Zauneidechse), Fledermäuse und auf den Nachtkerzen-
schwärmer. Für alle weiteren Tiergruppen wurde eine rei-
ne Potenzialanalyse auf Grundlage der Geländebegehun-
gen und der Datenabfrage erarbeitet.

Die Informationen zu den weiteren Schutzgütern ergeben
sich durch eine Auswertung der ökologischen Bestands-
aufnahme sowie durch Ableitung aus den erfassten Bio-
toptypen und aus verschiedenen vorhabenbezogenen Un-
tersuchungen, die jeweils bei den einzelnen Schutzgütern
aufgeführt sind.

Schwierigkeiten bei der Zusammenstellung dieser Anga-
ben sind nicht aufgetreten.

Für die Bewertung der Biotoptypen wird auf die Wertstufen
in „Hinweise zur Eingriffsregelung" zurückgegriffen. In der
Umweltprüfung werden die möglichen Auswirkungen des
Vorhabens auf die Umwelt untersucht und deren Erheb-
lichkeit verbal-argumentativ hergeleitet. Im Umweltbericht
sind die positiven sowie die nachteiligen erheblichen Aus-
wirkungen auf die einzelnen Schutzgüter der Umwelt dar-
gestellt.
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19.2. Kenntnis- und Es sind keine Kenntnis- und Prognoselücken bekannt.
Prognoselücken

19.3. Maßnahmen zur
Überwachung der erhebli-
chen Auswirkungen

20 Zusammenfassung

Im Bebauungsplan N.r 39 wird festgelegt, welche Maß-
nahmen zur Überwachung erforderlich sind:

• die Einhaltung der artenschutzrechtlichen Maßnahmen

• die Umsetzung der grünordnerischen Festsetzungen

• die bodenkundliche Baubegleitung

Die Stadt Grevesmühlen beabsichtigt die Durchführung
einer Bauleitplanung auf einer ca. 10,2 ha großen Fläche,
die zum größten Teil einer Wohnbebauung zugeführt wer-
den soli, aber auch Gewerbe- und Mischgebietsflächen
festsetzt.

Die Stadt Grevesmühlen möchte damit dem Bedarf an
Wohngrundstücken in der Gemeinde nachkommen. Die
Entwicklung der Flächen ist erforderlich, da keine weiteren
Wohnbauflächen im Stadtgebiet kurzfristig zur Verfügung
stehen. Zudem entspricht die wohnbauliche Entwicklung
der Fläche dem im BauGB festgelegten Ziel des sparsa-
men Umgangs mit Grund und Boden, indem eine Umnut-
zung von Flächen stattfindet. Gleichzeitig sollen vorhan-
dene Gewerbebetriebe in ihrem Bestand gesichert und
entlang der Rehnaer Straße Mischgebietsnutzungen zuge-
lassen werden.

Die Ermittlung der voraussichtlich erheblichen Umwelt-
auswirkungen erfolgt gemäß § 2 Abs. 4 BauGB für die Be-
lange des Umweltschutzes, welche in § 1 Abs. 6 Nr. 7
BauGB und § 1 a BauGB definiert sind, im Rahmen einer
Umweltprüfung (UP). Die Umweltprüfung erfolgte unter
Betrachtung der einzelnen Schutzgüter im Umweltbericht.

Mit der Planung wird die Nachnutzung bereits baulich ge-
nutzter Flächen vorbereitet, sie entspricht damit dem Ziel
des sparsamen Umgangs mit Grund und Boden. Die Pla-
nung sieht deutlich weniger Versiegelungen vor als derzeit
vorhanden sind. Zur Zeit sind 50.800 m2 vollversiegelte
Flächen und 10.100 m2 teilversiegelte Flächen im Bestand.
Die maximal zulässige Versiegelung nach den Festset-
zungen des Bebauungsplans Nr. 39 wird ca. 37.300 m2
betragen. Damit reduziert sich der Versiegelungsgrad
deutlich. Das Schutzgut Fläche ist nicht erheblich von den
Auswirkungen der Planung betroffen.

Die Böden im Plangebiet sind durch die ehemalige und
aktuelle Nutzung vollständig anthropogen überformt bzw.
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versiegelt und teilversiegelt. Natürliche Bodenverhältnisse
liegen vermutlich noch in den vegetationsbestandenen
Uferbereichen des Kleingewässers vor.

Natürliche Böden sind nicht von der Planung betroffen. Die
Umsetzung der Planung wird zur Entsiegelung großer Flä-
chen führen, da die Planung deutlich weniger Versiege-
lungen vorsieht, als derzeit vorhanden sind.

Aufgrund der langjährigen gewerblichen Vornutzung von
weiten Teilen des Plangebietes ist unspezifisch mit schäd-
lichen Veränderungen von Böden zu rechnen.

Gemäß § 1 Abs. 5 BauGB hat die Planung die allgemei-
nen Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbeitsver-
hältnisse und die Sicherheit der Wohn- und Arbeitsbevöl-
kerung und umweltbezogene Auswirkungen auf den Men-
schen und seine Gesundheit sowie die Bevölkerung ins-
gesamt zu berücksichtigen. Der flächennutzungsspezifi-
sche Nachweis der Unterschreitung der Prüfwerte gemäß
Anhang 2 Nr. 1.4 Bundesbodenschutzverordnung wird
durch die Dokumentation einer bodenkundlichen Baube-
gleitung, die während der Erschließungsmaßnahmen
durchgeführt wird, erfolgen.

Das Schutzgut Boden ist nicht erheblich von den Auswir-
kungen der Planung betroffen.

Bezüglich des Schutzgutes Mensch sind die wesentlichen
vorhabenbezogenen Wirkungen, die zu Auswirkungen auf
das Schutzgut Mensch führen können, Schallimmissionen
(„Lärm"), Luftschadstoffimmissionen und Altlasten.

Das Plangebiet befindet sich im Einflussbereich der
Schallquellen Bahn und Rehnaer Straße. Daher wurde ein
schalltechnisches Gutachten beauftragt, das die Planung
hinsichtlich Verkehrslärm und Gewerbelärm untersucht.
Das Gutachten empfiehlt die Festsetzungen von Emissi-
onskontingenten nach der DIN 45691 (1), die Errichtung
von Lärmschutzwällen sowie Lärmpegelbereiche. Die
Festsetzungen werden in die textlichen Festsetzungen
übernommen. Die gesetzlich vorgeschriebenen Werte
werden somit eingehalten. Hinsichtlich der Zusatzbelas-
tungen für Luftschadstoffe aus den zusätzlich induzierten
Verkehren ist davon auszugehen, dass diese aufgrund der
im Verhältnis zur Vorbelastung nicht wesentlich steigen-
den Verkehrsmengen relativ gering ausfallen.

Bezüglich möglicher Altlasten besteht ohne weitere Unter-
suchungen die Besorgnis, dass die Anforderungen des
BauGB nicht erfüllt werden. Über den Wirkungspfad Bo-
den-Mensch könnte es zur Gefährdung der menschlichen
Gesundheit kommen. Der flächennutzungsspezifische
Nachweis der Unterschreitung der Prüfwerte gemäß An-
hang 2 Nr. 1.4 Bundesbodenschutzverordnung wird durch
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die Dokumentation einer bodenkundlichen Baubegleitung,
die während der Erschließungsmaßnahmen durchgeführt
wird, erfolgen.

Bei Einhaltung aller benannten Maßnahmen für Lärm-
schutz und bezüglich Altlasten ist das Schutzgut Mensch
nicht erheblich betroffen.

Die Planung hat keine erheblichen Auswirkungen auf das
Schutzgut Wasser. Es werden überwiegend versiegelte
Flächen überplant, teilweise finden Neuversiegelungen
statt, dafür wird an anderer Ste Ile entsiegelt. lnsgesamt
wird sich der Versiegelungsgrad deutlich reduzieren, somit
wird die Grundwasserneubildungsrate steigen. Das auf
den Grunstücken im allgemeinen Wohngebiet anfallende
Niederschlagswasser wird vor Ort versickert und so dem
örtlichen Grundwasserhaushalt zugeführt.

Das Kleingewässer bleibt von der Planung unberührt.

Schädliche Stoffeinträge ins Grundwasser aus Altlasten
werden sicher vermieden, indem während der Erschlie-
ßungsarbeiten eine bodenkundliche Baubegleitung durch-
geführt wird.

Das Schutzgut Wasser ist nicht erheblich von den Auswir-
kungen der Planung betroffen.

Die Schutzgüter Klima und Luft und Kultur- und Sachgüter
sind durch die Planungen nicht betroffen.

Das Landschafts- bzw. Ortsbild wird durch die neue Be-
bauung zum Positiven verändert, da eine bisherige ge-
werbliche Brache einer geordneten Bebauung zugeführt
wird. Ortbildprägende Grünstrukturen bleiben erhalten.

Die naturschutzrechtliche Eingriffsregelung kommt für die
im Außenbereich liegenden Teilbereiche des Plangebietes
zum Tragen. Darüber hinaus finden Eingriffe in geschützte
Bäume statt. Die Eingriffs-Ausgleichsbilanzierung ermittelt
einen Ausgleichsbedarf von 9.526 Kompensationsflächen-
äquivalenten. Der Ausgleich erfolgt durch den Erwerb von
9.526 Kompensationsflächenäquivalenten im Ökokonto
Klein Breesen. Eine Reservierung liegt bereits vor. Der
Vertrag über die Weitergabe von Ökokontomaßnahmen
wird nach dem Satzungsbeschluss unterzeichnet.

Für Eingriffe in den geschützten Baumbestand sind 31
Ausgleichspflanzungen innerhalb des Plangeltungsbe-
reichs vorzunehmen.

Damit kann der Eingriff als ausgeglichen angesehen wer-
den.

Ergänzende Angaben, wie Hinweise auf Kenntnislücken
und Angaben zur Überwachung schließen den Umweltbe-
richt ab.

a_ü PLANERGRUPPE Tell 11 - Seite 49



Stadt Grevesmühlen Begründung

5. Änderung des Flächennutzungsplans Oktober 2019

21 Quellen Literatur

B.I.A — BIOLOGEN IM ARBEITSVERBUND (2018): Artenschutz-
rechtlicher Fachbeitrag gemäß § 44 BNatSchG im
Rahmen des B-Plans Nr. 39 der Stadt Grevesmühlen
„Zum Sägewerk". Bordesholm.

GIG GESELLSCHAFT FÜR INGENIEURGEOLOGIE GMBH (2018):
Baugrundbeurteilung. Stralendorf.

IUQ DR. KRENGEL GMBH (2014): Altlastenuntersuchung.
Grevesmühlen.

LANDESAMT FüR INNERE VERWALTUNG MECKLENBURGH-
VORPOMMERN: Geoportal M-V unter
https://www.geoportal-mv.de/portal/ (Zugriff von Sep-
tember 2016 bis April 2017)

LANDESAMT FÜR UMWELT, NATURSCHUTZ UND GEOLOGIE DES
LANDES MECKLENBURG-VORPOMMERN (LUNG) (2013):
Anleitung für die Kartierung von Biotoptypen und
FFH-Lebensraumtypen.

LANDESAMT FÜR UMWELT, NATURSCHUTZ UND GEOLOGIE DES
LANDES MECKLENBURG-VORPOMMERN (LUNG) (2008):
Gutachtlicher Landschaftsrahmenplan Westmecklen-
burg — Erste Fortschreibung. Güstrow.

MINISTERIUM FÜR ENERGIE, INFRASTRUKTUR UND LANDES-
ENTWICKLUNG M-V (2010): Landesraumentwicklungs-
programm Mecklenburg-Vorpommern 2016. Schwe-
rin, 109 S.

REGIONALER PLANUNGSVERBAND WESTMECKLENBURG
(2011): Regionales Raumentwicklungsprogramm.
Schwerin.

UMWELTMINISTERIUM MECKLENBURG-VORPOMMERN (2003):
Gutachtliches Landschaftsprogramm Mecklenburg-
Vorpommern. Schwerin.

WASSER- UND VERKEHRS-KONTORS (2017): Lärmtechnische
Untersuchung (Teil 1: Gewerbelärm nach DIN 45691;
Teil 2: Verkehrslärm nach DIN 18005). Neumünster.

WASSER- U. VERKEHRS-KONTOR GMBH (2017): Verkehrs-
gutachten. Neumünster.

Gesetze, Verordnungen, Erlasse, Richtlinien, Merkblät-
ter

BAUGESETZBUCH (BauGB) in der Fassung vom 23. Sep-
tember 2004 (BGBI. I S. 2414), zuletzt geändert arn
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Grevesmühlen, den

20. Juli 2017 (BGBI. I S. 2808)

BAUNUTZUNGSVERORDNUNG (BauNVO 1990) in der Fas-
sung vom 23. Januar 1990 (BGBI. I S. 132), zuletzt
geändert am 4. Mai 2017 (BGBI. I S. 1548)

BUNDES-BODENSCHUTZGESETZ (BBodSchG) 2017: Gesetz
zum Schutz vor schädlichen Bodenveränderungen
und zur Sanierung von Altlasten vom 17. März 1998
(BGBI. I S. 502), zuletzt geändert am 27. September
2017 (BGBI. I S. 3465, 3504, 3505).

BUNDES-IMMISSIONSSCHUTZGESETZ (BlmSchG) in der Fas-
sung vom 17. Mai 2013 (BGBI. I S. 1275), zuletzt ge-
ändert am 18. Juli 2017 (BGBI. I S. 2771, 2773)

BUNDESNATURSCHUTZGESETZ (BNatSchG) 2010: Gesetz
über Naturschutz und Landschaftspflege vom 29. Juli
2009 (BGBI. 2009 Teil I, S. 2542) vom 29. Juli 2009
(BGBI. I S. 2542), zuletzt geändert am 15. September
2017 (BGBI. I S. 3434).

LANDESAMT FÜR UMWELT, NATURSCHUTZ UND GEOLOGIE DES
LANDES MECKLENBURG-VORPOMMERN (LUNG) (2013):
Hinweise zur Eingriffsregelung. Güstrow.

LANDESWALDGESETZ (LWaldG) 2011: Waldgesetz für das
Land Mecklenburg-Vorpommern, vom 27. Juli 2011.
(GVOBI. M-V S. 870)

LANDESWASSERGESETZ (LWG) 2016: Wassergesetz des
Landes Mecklenburg-Vorpornrnern, 27. Mai 2016
(GVOBI. M-V S. 431, 432)

NATURSCHUTZAUSFÜHRUNGSGESETZ NATSCHAG M-V 2010:
Gesetz des Landes Mecklenburg-Vorpommern zur
Ausführung des Bundesnaturschutzgesetzes (GVOBI.
M-V 2010, S. 66)

VERORDNUNG ZUR FESTSETZUNG DES WASSERSCHUTZGEBIE-
TES GREVESMÜHLEN — WOTENITZ (WASSERSCHUTZGE-
BIETSVERORDNUNG GREVESMÜHLEN-WOTENITZ VOM
22.09.2010). (GVOBI. M-V 2010, S. 551)

Bürgermeister

* * *
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NR STELLUNGNAHMEN l ABWÄGUNGSVORSCHLÄGE

Entwurf (ÖA)
Januar 2019

1 Landkreis Nordwestmecklenburg — zu FNP
20.12.2018

1.1 Stabsstelle Wirtschaftsförderuno, Regional-
entwicklunq und Planen

Bauleitplanung
Es ergehen nachfolgende Hinweise:
Verfahrensvermerke
In den Verfahrensvermerken ist auf die 5. Ände-
rung abzustellen.
Verfahrensvermerk Nr. 10 und 11
Genehmigungsbehörde ist die Landrätin des
Landkreises Nordwestmecklenburg.
Verfahrensvermerk Nr. 13
Der Hinweis auf § 44 BauGB ist bei Flächennut-
zungsplänen zu streichen. Die Wirksamkeit erfolgt
mit der Bekanntmachung.

1 2 FD Bauordnung und Umwelt

1. Wasserversorqunq:
Das Plangebiet befindet sich in der Trinkwasser-
schutzzone III A der Wasserfassung Wotenitz.
Die Versorgungspflicht mit Trink- und Brauchwas-
ser für die Bevölkerung, die gewerblichen und
sonstigen Einrichtungen besteht gem. § 43 Abs. 1
LWaG für den Zweckverband Grevesmühlen.

2. Abwasserentsorqunq:
Nach § 40 Abs. 1 LWaG obliegt die Abwasserbe-
seitigungspflicht den Gemeinden.
Die Gemeinde hat diese Pflicht gemäß § 40 Abs. 4
Satz 1 LWaG auf den Zweckverband Grevesmüh-
len übertragen.

3. Niederschlaqswasserbeseitiqung:
Die Ausnahmegenehmigung von den Verboten
und Nutzungsbeschränkungen der Wasserschutz-
gebietsverordnung für die Versickerung des anfal-
lenden Niederschlagswassers bebauter und befes-
tigter Flächen wurde unter AZ.:66.11-12/60-003-18
erteilt.

Rechtgrundlagen
WHG Gesetz zur Ordnung des Wasserhaushalts in der

Neufassung des Art.1 des Gesetzes zur Neuregelung des
Wasserrechts vom 31.Juli 2009 (BGBI. I S. 2585) zuletzt
geändert durch Artikel 122 des Gesetzes vom 18 Juli 2017
(BGBI. S. 2771)

LWaG Wassergesetz des Landes Mecklenburg-Vorpommern
vom 30.November 1992 (GVOBI. M-V S.669), zuletzt mehr-
fach geändert durch Art. 2 des Gesetzes vom 5. Juli 2018
(GVOBI. M-V S. 221, 228)

1.3 Untere Naturschutzbehörde

Zum Entwurf der 5. F-Planänderung der Stadt
Grevesmühlen im Zusammenhang mit dem B-Plan
Nr. 39 „Zum Sägewerk" bestehen seitens der unte-
ren Naturschutzbehörde keine Einwände, Beden-

Berücksichtigung
Die Verfahrensvermerke werden entsprechend
korrigiert.

Kenntnisnahme

Kenntnisnahme

Kenntnisnahme

Kenntnisnahme

190110_Ab,egung_Enhxud 5FA.docx 1
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NR STELLUNGNAHMEN I ABWÄGUNGSVORSCHLÄGE

Entwurf (ÖA)
Januar 2019

ken oder Hinweise.

Hinsichtlich artenschutzrechtlicher Anforderungen
gemäß § 44 Abs. 1 BNatSchG wird auf die Stel-
lungnahme zum parallelen Bebauungsplan Nr. 39
der Stadt Grevesmühlen verwiesen.

Rechtsgrundlagen
BNatSchG Gesetz über Naturschutz und Landschaftspflege

(Bundesnaturschutzgesetz) v. 29. Juli 2009 (BGBI. I S.
2542)

NatSchAG Gesetz des Landes Mecklenburg-Vorpommern zur
Ausführung des Bundesnaturschutzgesetzes (Natur-
schutzausführungsgesetz) v. 23. Februar 2010 (GVBI. M-V
S 66)

Verzeichnis der gesetzlich geschützten Biotope im Land-
kreis Nordwestmecklenburg Landesamt für Umwelt, Natur-
schutz und Geoiogie Mecklenburg-Vorpommern (2000): Grund-
lagen der Landschaftsplanung in Mecklenburg-Vorpommern,
Band 4 a. Verzeichnis der gesetzlich geschützten Biotope im
Landkreis Nordwestmecklenburg.

1.4 Kommunalaufsicht
Die Kommunalaufsicht hat keine Bedenken oder
Vorbehalte vorzubringen.
Die Kommunalaufsicht nimmt wie folgt Stellung:
Zur finanziellen Auswirkung der Planung auf die
Gemeinde kann keine Aussage getroffen werden,
da Kosten nicht angegeben wurden.
Vorstehende Stellungnahme gilt im übrigen unter
der Voraussetzung, dass die Stadt/Gemeinde ihre
Einnahmemöglichkeiten vollständig ausschöpft,
um die mit der Realisierung der Planung verbun-
denen Kosten weitestgehend zu refinanzieren.
Hierzu zählt sowohl die Erhebung von Erschlie-
ßungsbeiträgen nach dem BauGB bzw. von Bei-
trägen pach dem KAG als auch die Abwälzung
anderer Folgekosten (z.B. für Ausgleichsmaßnah-
men, Aufforstung usw.) durch den Abschluss von
Folgekostenverträgen.

1.5 FD Bau und Gebäudemanagement
Straßenaufsichtsbehörde
Von Seiten der Straßenaufsichtsbehörde bestehen
gemäß § 10 StrWG-MV keine Einwände zu o.g.
Planänderung.

1.6 Straßenbaulastträger
Zur o. a. F-Planänderung gibt es unsererseits kei-
ne Einwände.
Es sind keine Straßen und Anlagen in unserer
Trägerschaft betroffen.

1.7 FD Öffentlicher Gesundheitsdienst
Nach Durchsicht der Antragsunterlagen bestehen
von Seiten des Fachdienstes Öffentlicher Gesund-
heitsdienst grundsätzlich keine Bedenken gegen o.
g. Planungsvorhaben.
Lärmtechnische Untersuchungen zum Gewerbe-
lärm nach DIN 45691 sowie zum Verkehrslärm

Kenntnisnahme

Kenntnisnahme

Kenntnisnahme

Kenntnisnahme

Kenntnisnahme

190110_Abwägung_Entwurf_5Fil.docx 2
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nach DIN 18005 wurden von der Wasser- und
Verkehrs-Kontor GmbH Neumünster jeweils mit
Datum 27. März 2017 erstellt. In der Auswertung
der Ergebnisse wurden die Empfehlungen zur
Einhaltung der Lärmvorschriften in die Planungs-
unterlagen eingearbeitet. Zur Umsetzung heißt es
„Die Stadt Grevesmühlen folgt den Empfehlungen
der Schallgutachten vollumfänglich".

2 Fachdienst Kataster und Vermessung
Az.: 2018-61-0181 vom 21.11.2018

2.1 Seitens des Kataster- und Vermessungsamtes
gibt es weder Einwände noch Bedenken. In dem
B-Planbereich befinden sich keine Aufnahme- und
Sicherungspunkte des Lagenetzes. (...)

Hinweis: Die Übereinstimmung der Planungsunter-
lagen mit dem aktuellen Liegenschaftskataster
wurde nicht geprüft.

Kenntnisnahme

3 Amt für Raumordnung und Landesplanung
Westmecklenburg
Az.: 120-506-131/ 18 (B-P lan, 120-505-39/ 18

(FNP) vom 19.12.2018

3.1 Die angezeigten Planungsabsichten werden nach
den Grundsätzen und Zielen der Raumordnung
und Landesplanung gemäß Landesplanungsge-
setz (LPIG), Landesraumentwicklungsprogramm
Mecklenburg-Vorpommern 2016 (LEP M-V) und
dem Regionalem Raumentwicklungsprogramm
Westmecklenburg 2011 (RREP WM) beurteilt.

Vorgeleqte Unterlagen und Planunqsziele
Zur Bewertung haben der Entwurf des B-Plans Nr.
39 „Zum Sägewerk" und der Entwurf der 5. Ände-
rung des FNPs der Stadt Grevesmühlen jeweils
bestehend aus Planzeichnung und Begründung
(Stand: September 2018) vorgelegen.
Mit der vorliegenden Planung beabsichtigt die
Stadt Grevesmühlen, die bau- und planungsrecht-
lichen Voraussetzungen für die Entwicklung eines
Wohngebietes auf den Flächen des ehemaligen
Sägewerks und der südlich anschließenden Flä-
chen bis an die Grenze des Geltungsbereiches
sowie für die Sicherung bestehender Gewerbebe-
triebe zu schaffen.
Der Geltungsbereich des B-Plans Nr. 39 umfasst
eine Fläche von ca. 10,2 ha; davon sollen u. a. ca.
4,8 ha als Allgemeines Wohngebiet (WA) gern. §
4 BauNVO, ca. 0,6 ha als eingeschränktes Ge-
werbegebiet (GEe) gern. § 8 BauNVO, ca. 0,9 ha
als Mischgebiet (MI) gern. § 6 BauNVO, ca. 0,9 ha
als Straßenverkehrsfläche sowie ca. 2,4 ha als
Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege
und zur Entwicklung von Boden, Natur und Land-
schaft ausgewiesen werden.
Im rechtswirksamen FNP der Stadt Grevesmühlen

Kenntnisnahme

190110_Abwägung_Entwurf_5FKd000 3
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ist der Geltungsbereich des B-Plans Nr. 39
überwiegend als Mischgebiet (MI) und zu geringen
Teilen als Grünfläche dargestellt. Der FNP der
Stadt Grevesmühlen soli im Parallelverfahren
(gern. § 8 Abs. 3 BauGB) geändert werden. In der
5. Änderung des FNPs (ehemals 4. Änderung laut
Vorentwurf) der Stadt Grevesmühlen soli der Gel-
tungsbereich des B-Plans Nr. 39 als Wohnbauflä-
che (W), Gemischte Baufläche (M) und Gewerbli-
che Baufläche (G) dargestellt werden.

3.2 Raumordnerische Bewertung
Dem Vorhaben wurde bereits mit der landesplane-
rischen Stellungnahme vom 19.06.2017 zuge-
stimmt. Auf Grundlage des eingereichten Entwur-
fes gilt die Zustimmung weiter fort.

3.3 Bewertungsergebnis
Der B-Plan Nr. 39 „Zum Sägewere und die 5.
Änderung des FNPs der Stadt Grevesmühlen sind
mit den Zielen und Grundsätzen der Raumord-
nung und Landesplanung vereinbar.

3.4 Abschließende Hinweise
Die landesplanerische Stellungnahme bezieht sich
auf die Ziele und Grundsätze der Raumordnung
und Landesplanung und greift der erforderlichen
Prüfung durch die zuständige Genehmigungsbe-
hörde nicht vor. Sie gilt nur solange, wie sich die
Beurteilungsgrundlagen für das Vorhaben nicht
wesentlich ändern.
Die Gebietskörperschaft wird gebeten, ein
Exemplar (Text- oder Kartenteil) des rechtskräfti-
gen Planes dem Amt für Raumordnung und Lan-
desplanung Westmecklenburg zur Übernahme in
das Raumordnungskataster gem. § 19 LPIG zu
übersenden.

Kenntnisnahme

Kenntnisnahme

Kenntnisnahme

4 Staatliches Amt für Landwirtschaft und Um-
welt Westmecklenburg
Az.: StALU WM-342-18-512/ 5122-74026 vom
06.12.2018

4.1 1. Landwirtschaft/Eu-Förderanoelegenheiten
Die o. g. Planungsunterlagen habe ich erneut aus
landwirtschaftlicher Sicht geprüft. landwirtschaftli-
che Belange sind nicht betroffen. Es werden keine
Bedenken und Anregungen geäußert.

4.2 2. Intecrierte ländliche Entwicklung
Als zuständige Behörde zur Durchführung von
Verfahren zur Neuregelung der Eigentumsverhält-
nisse nach dem 8. Abschnitt des Landwirtschafts-
anpassungsgesetzes und des Flurbereinigungs-
gesetzes teile ich mit, dass sich das Plangebiet in
keinem Verfahren zur Neuregelung der Eigen-
tumsverhältnisse befindet. Bedenken und Anre-
gungen werden deshalb nicht geäußert.

Kenntnisnahme

Kenntnisnahme

190110_Abwägung_Entwurf 5F/kdocx 4
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4.3 3. Naturschutz, Wasser und Boden

3.1 Naturschutz
Von dem Vorhaben sind meine Belange nach §§ 5
Satz 1 Nr. 1 bis 3 und 40 Abs. 2 Nr. 2 Natur-
schutzausführungsgesetz (NatSchAG M-V) nicht
betroffen. Die Belange anderer Naturschutzbehör-
den nach §§ 2, 3, 4, 6 und 7 NatSchAG M-V sind
zu prüfen.

4.4 3.2 Wasser
Gewässer erster Ordnung gern. § 48 Abs. 1 des
Wassergesetzes des Landes Mecklenburg-
Vorpommern (LWaG) und wasserwirtschaftliche
Anlagen in meiner Zuständigkeit werden nicht
berührt, so dass von hier gegen das Vorhaben
keine wasserwirtschaftlichen Bedenken bestehen.

4.5 3.3 Boden
Das Altlasten- und Bodenschutzkataster für das
Land Mecklenburg-Vorpommern wird vom Lan-
desamt für Umweft, Naturschutz und Geologie
Mecklenburg-Vorpommern, Goldberger Straße 12,
18273 Güstrow, anhand der Erfassung durch die
Landräte der Landkreise und Oberbürgermeister /
Bürgermeister der kreisfreien Städte geführt. Ent-
sprechende Auskünfte aus dem Altlastenkatastér
sind dort erhältlich.
Werden in Bewertung dieser Auskünfte oder da-
rüber hinaus durch Sie schädliche Bodenverände-
rungen, Alt fasten oder altlastverdächtige Flächen
im Sinne des Bundesbodenschutzgesetzes
(BBodSchG) festgestellt, sind Sie auf Grundlage
von § 2 des Gesetzes zum Schutz des Bodens im
Land Mecklenburg-Vorpommern (Landesboden-
schutzgesetz LBodSchG M-V) verpflichtet, den
unteren Bodenschutzbehörden der Landkreise
und kreisfreien Städte hierüber Mitteilung zu ma-
chen.

4.6 4. lmmissions- und Klimaschutz, Abfall- und Kreis-
laufwirtschaft
4.1 Genehmiqunqsbedürftiqe Anlagen nach dem
Bundes-Immissionsschutzqesetz (BlmSchG)
Im Planungsbereich und seiner immissionsschutz-
relevanten Umgebung sind folgende Anlagen
bekannt, die nach dem Bundes-
lmmissionsschutzgesetz (BlmSchG) genehmigt
bzw. angezeigt wurden:

Anlagenbetrei-
ber

An lage Gemarkung Flurstücke

Schützenzunft
Grevesmühlen
von 1653 e.V.

Schießplatz Wotenitz Dorf
Flur 1

177/1

Stadtwerke
Grevesmühlen
GmbH

Biogasanlage/
BHKW/ Gärrest-
lager

Grevesmühlen
Flur 12

138/7; 138/10;
138/11; 138/17;
138/18; 138/19;
138/50; 138/57;
138/59

Kenntnisnahme

Kenntnisnahme

Kenntnisnahme

Kenntnisnahme

Diese Anlagen genießen Bestandschutz. Davon Kenntnisnahme
ist bei allen weiteren Planungsmaßnahmen aus-
zugehen.

Entwurf (ÖA)
Januar 2019

190110_Abw5gung_EnWurf 5FA.docx 5
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4.7 4.2 Störfallrelevante Aspekte
§ 50 BlmSchG und KAS 18, fordern, dass im
Rahmen der städtebaulichen Planung der im Ein-
zelfall angemessene Abstand zu ermitteln und
einzuhalten ist. Umwelteinwirkungen und Auswir-
kungen eines Störfalles auf schützenswerte Be-
bauung sind so weit wie möglich zu vermeiden.
Die Kommission für Anlagensicherheit des BMU
(KAS) erstellte in einem Leitfaden (KAS 18) eine
Vorgehensweise zur Ermittlung von Abständen
zwischen Betriebsbereichen (von Störfallanlagen)
und schutzbedürftigen Gebieten im Rahmen der
Bauleitplanung und wirkt somit normkonkretisie-
rend zu den Anforderungen des § 50 BlmSchG.
Im KAS 18 wird grundsätzlich unterschieden zwi-
schen Neuplanungen von Flächen für Betriebsbe-
reiche ohne Detailkenntnisse (Kap. 3. 1) und Pla-
nungen im Umfeld von Betriebsbereichen (Kap.
3.2). Im ersten Fall werden (da die konkreten Stör-
fallanlagen noch nicht detailliert bekannt sind)
abhängig vom jeweiligen Stoff pauschale Abstän-
de formuliert (Anhang 1 ).
Im Fall der Stadtwerke Grevesmühlen GmbH ist
der Betriebsbereich jedoch bereits existent und
damit auch hinreichend bekannt (Kap. 3.2 ist an-
zuwenden).

Berücksichtigung
Die genannten Anlagen wurden von der Stadt
Grevesmühlen hinsichtlich möglicher Beeinträchti-
gungen des Plangeltungsbereichs geprüft.
Nach Auskunft des Sachbearbeiters, Herrn Sahr,
vom StALU WM gilt der Schießplatz der Schüt-
zenzunft nicht als Störfallanlage.
Er befindet sich zudem in einem Abstand
von 680 m (Luftlinie) zum Plangebiet der 5. FNP-
Änderung, so dass keine Auswirkungen für das
Plangebiet zu befürchten sind.
Die Biogasanlage am Degtower Weg in Greves-
mühlen ist jedoch als „Störfallanlage zu betrach-
ten.
Im Zusammenhang mit dem Bauantrag für die
Biogasanlage wurde ein Abstandsgutachten auf
der Grundlage des Leitfadens KAS-18 i.V.m. KAS-
32 erstellt, welches der Stadt vorliegt. Als Ergeb-
nis der Berechnungen ist ein Sicherheitsabstand
von 45 m gutachterlich festgelegt worden.
lnnerhalb dieses Sicherheitsabstandes findet kei-
ne schutzwürdige Nutzung statt. Das Gebiet der 5.
FNP-Änderung befindet sich In einem Abstand
von mehr als 1200 m von der Biogasanlage ent-
fernt und liegt somit außerhalb des Sicherheitsab-
standes.

5 Landesamt für Umwelt, Naturschutz und Geo-
logie
08.02.2019

5.1 Leider ist eine ausführliche Stellungnahme mei-
nerseits nicht mehr möglich. lch möchte darauf
hinweisen, dass die Verkehrsdaten der DBAG
nicht mehr aktuell sind. Zukünftig soli nach Bun-
desverkehrswegeplan die Strecke elektrifiziert und
die Geschwindigkeit auf 160 km/h angehoben
werden.

5.2 Die Kontingentierung bei Gewerbelärm wird in der
Form von hier aus auch abgelehnt. Die Tischlerei
bekommt ein viel zu hohes Kontingent, welches
diese nicht benötigt. Hier sollte unbedingt optimiert
werden und anderen GE-Gebieten zusätzliche
Kontingente zugeteilt werden.

Berücksichtigung
Das Schallgutachten wurde überarbeitet, es wur-
den die aktuellen Daten zugrunde gelegt. Die Er-
gebnisse des überarbeiteten Schallgutachtens
werden in der verbindlichen Bauleitplanung im
weiteren Verfahren berücksichtigt. Auf Ebene der
Flächennutzungsplanung ist hinreichend erwiesen,
dass die Lärmschutzproblematik lösbar ist.

Kenntnisnahme
Der Hinweis wird im Rahmen der verbindlichen
Bauleitplanung im parallel zu erarbeitenden Be-
bauungsplan Nr. 39 im Rahmen der Abwägung
Berücksichtigung finden.

190110_Abwägung_Entwurf 5FXdocx 6



Stadt Grevesmühlen — 5. FNP-Änderung / BP Nr. 39 „Zum Sägewerk"
Stellungnahmen privater Personen und Abwägungsvorschläge

NR STELLUNGNAHMEN ABWÄGUNGSVORSCHLÄGE

Entwurf (ÖA)
Januar 2019

6 Straßenbauamt Schwerin — zu FNP
Az.: 2114-512-00-2019/ 005-143a vom

03.01.2019

6.1 (...)
Nach Prüfung der Unterlagen kann ich feststellen,
dass unter Beachtung der nachfolgenden Feststel-
lungen seitens des Straßenbauamtes Schwerin in
verkehrlicher, straßenbaulicher und straßenrechtli-
cher Hinsicht keine Bedenken bestehen.

6.2 Die mit der 5. Änderung des F-Planes einherge-
henden neuen Gebietseinstufungen des Pla-
nungsgebietes sind bezüglich der vorhandenen
Emissionen aus verschiedenen Verkehrsträgern
als ungünstig zu betrachten. Für die vorhandene
Bebauung wirkt sich die zusätzliche Verkehrser-
zeugung aus Quell- und Zielverkehr des Planungs-
raumes von ca. 1000 Kfz/24 h hinsichtlich der
Lärm- und Luftschadstoffbelastung nicht nur unbe-
deutend negativ aus.

Kenntnisnahme

Kenntnisnahme.
Die Umweltauswirkungen, insbesondere Lärm,
wurden gutachterlich untersucht. Die Ergebnisse
werden in der verbindlichen Bauleitplanung im
Bebauungsplan Nr. 39 berücksichtigt.

7 Eisenbahn-Bundesamt
Az.: 57140-571pt/ 012-2018#260 vom 05.12.2018

7.1 (...) Das Plangebiet grenzt im Norden unmittelbar
an die Eisenbahnstrecke Lübeck - Strasburg
(Strecken Nr. 1122). Eisenbahninfrastrukturbetrei-
berin ist die DB Netz AG. Belange des Eisenbahn-
Bundesamtes sind insoweit berührt.
Zu den Plänen wurde im Rahmen der Beteiligung
nach § 4 Abs. 1 BauGB Stellung genommen.
Aus planungsrechtlicher Sicht bestanden bei Be-
achtung gegebener Hinweise keine grundsätzli-
chen Bedenken.
Zu den nunmehr vorliegenden Plänen nehme ich
wie folgt Stellung:

7.2 5. Änderuno des Flächennutzunosplanes
Gegen die Änderung des Flächennutzungsplanes
bestehen seitens des Eisenbahn-Bundesamtes
aus planungsrechtlicher Sicht keine grundsätzli-
chen Bedenken.

Kenntnisnahme

Kenntnisnahme

8 Deutsche Bahn AG — DB immobilien
Az.: CS.R-O-L-(A) TÖB-BLN-18-43654+43655
vom 18.12.2018

8.1 (...) Nach Sichtung der vorgelegten Unterlagen
stellen wir fest, dass der Planungsinhalt des Ent-
wurfs zum Bebauungsplan Nr. 39 für das Gebiet
,,Zum Sägewerr der Stadt Grevesmühlen mit
Stand September 2018 aus Sicht der DB AG ge-
genüber dem Planungsstand zum Vorentwurf mit
Stand März 2017 keine wesentlichen Änderungen
im Bezug zu den Bahnanlagen der DB AG dar-
stellt.
Grundsätzlich verweisen wir auf die weitere

Kenntnisnahme
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Gültigkeit der Stellungnahme der Deutschen Bahn
AG einschließlich Anlagen, mit Schreiben von DB
AG, DB lmmobilien - Region Ost, Zeichen: GS.R-
0-L(A) Ma, TÖB-BLN-17-5634+5635 vom
04.07.2017 und bitten um Kenntnisnahme und
Beachtung.

8.2 Der lnhalt des Schreibens von DB AG, DB Immo-
bilien - Region Ost, Zeichen: GS.R-O-L(A) Ma,
TÖB-BLN-17-5634+5635 vom 04.07.2017 gilt
sinngemäß auch für die 5. Änderung des Flächen
nutzungsplanes der Stadt Oranienburg.

Wir bitten um Kenntnisnahme und Beachtung.

8.3 Ausdrücklich möchten wir nochmals darauf hin-
weisen, dass gemäß der 16. Verordnung zur
Durchführung des Bundes-Immissionsschutz-
gesetzes (Verkehrslärmschutzverordnung) durch
die Deutsche Bahn AG keine weiteren Lärm-
schutzmaßnahmen erforderlich werden. Insbe-
sondere gilt für Immissionen wie Erschütterungen,
Lärmbelästigungen, Funkenflug und dergleichen,
die von Bahnanlagen und dem gewöhnlichen
Bahnbetrieb ausgehen, der Ausschluss jeglicher
Ansprüche.
Auswirkungen, die durch Erschütterungen und
Verkehrslärm eintreten können, sind bei der Pla-
nung berücksichtigt worden. •

8.4 In diesem Zusammenhang bitten wir daher, uns
am Baugenehmigungsverfahren zur Bebauung
des Gebietes „Zum Sägewerr der Stadt Greves-
mühlen zu beteiligen und ggf. die Abstandsflächen
gemäß§ 6 LBauO M-V einzuhalten.
Eine Übernahme von Baulasten auf Eisenbahnge-
lände ist grundsätzlich auszuschließen.

8.5 Mit diesem Schreiben ergeht keine konkrete Zu-
stimmung der Deutschen Bahn AG zu Bauvorha-
ben im Näherungsbereich der Bahnstrecke:
(1122) Lübeck - Strasburg (Uckerm).
Wir bitten daher, uns am Baugenehmigungsver-
fahren u.a. zu geplanten Lärmschutzmaßnahmen
etc. im Näherungsbereich der Bahnstrecke zu
beteiligen. (...)

DB Deutsche Bahn AG — DB Immobilien
Az: GS.R-D-L(A) Ma TÖB-BLN-17-5634+5635
04.07.2018

(...) Zum Bebauungsplan Nr.39 für das Gebiet „Zum
Sägewere sowie für die 4. Änderung des Flächennut-
zungsplanes der Stadt Grevesmühlen gibt es aus Sicht
der Deutschen Bahn AG grundsätzlich keine Einwände,
sofern die nachfolgenden Hinweise und Forderungen
der Verfahrensbeteiligten der DB AG berücksichtigt
werden.

Infrastrukturelle Belange

Kenntnisnahme

Kenntnisnahme

Berücksichtigung
Die Deutsche Bahn AG — DB Immobilien wird am
Baugenehmigungsverfahren zu den Lärmschutz-
anlagen beteiligt.

Kenntnisnahme

Vorschlag zur Behandlung

Kenntnisnahme.

Kenntnisnahme.
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Nach Prüfung der eingereichten Unterlagen zum Be-
bauungsplan Nr. 39 für das Gebiet „Zum Sägewerk"
sowie für die 4. Änderung des Flächennutzungsplanes
der Stadt Grevesmühlen stellen wir aus Sicht der DB
AG fest, dass sich gemä ß der planerischen Darstellung
des Geltungsbereiches des o.g. Bebauungsplanes
südlich der Bahnstrecke: (1122) Lübeck — Strasburg
(Uckerm) im Bereich von km: 36,07 bis km: 36,57 bahn-
rechts befindet.
Aus der vorgelegten planerischen Darstellung des Gel-
tungsbereichs des o.g. Bebauungsplanes geht nicht
eindeutig hervor, ob Flächen der DB AG einer anderen
Nutzung zugeführt werden sollen.
Bevor überplante Bahnflächen einer anderen Nut-
zungsart zugeführt werden können, ist ein Grunderwerb
von Flächen der DB AG zu tätigen.

(•••)
Die Abstandsflächen sind gemä ß§ 6 der LBauO M-V
einzuhalten. Eine Clbernahme von Baulasten auf Eisen-
bahngelände ist grundsätzlich auszuschließen.

Grundsätzlich weisen wir darauf hin, dass gemä ß der
16. Verordnung zur Durchführung des Bundes-
lmmissionsschutzgesetzes (Verkehrslärmschutzverord-
nung) durch die Deutsche Bahn AG keine weiteren
Lärmschutzma ßnahmen erforderlich werden. Auswir-
kungen, die durch Erschütterungen und Verkehrslärm
eintreten können, sind ggf. bei der Planung zu
berücksichtigen.

8.6 Auf Grund des Bebauungsplans Nr.39 für das Gebiet
„Zum Sägewerk" sowie für die 4. Änderung des Flä-
chennutzungsplanes der Stadt Grevesmühlen darf kein
zusätzliches Oberflächenwasser in die Bahnanlagen
gelangen. Die Ableitung von Abwässern jeglicher Art
auf DB-Gelände oder in die Entwässerungsanlagen der
DB AG ist nicht zugelassen.

8.7 Mit diesem Schreiben ergeht keine konkrete Zustim-
mung der Deutschen Bahn AG zu Bauvorhaben im
Näherungsbereich der Bahnstrecke: (1122) Lübeck -
Strasburg (Uckerm).
Wir bitten daher, uns am Baugenehmigungsverfahren
u.a. zu geplanten Lärmschutzma ßnahmen etc. im Nä-
herungsbereich der Bahnstrecke zu beteiligen.

Flächen der Bahn werden nicht überplant.

Kenntnisnahme.
Die Abstandsflächen werden eingehalten.

Kenntnisnahme.

Kenntnisnahme.
Ein Eintrag von Oberflächenwasser in die Bahnanlagen
ist nicht vorgesehen.

Kenntnisnahme.

Deutsche Telekom Technik
Az.: PLURAL247150/ 81786985 vom 10.12.2018

9.1 (...) Gegen die o. g. Planung haben wir keine Kenntnisnahme
grundsätzlichen Einwände oder Bedenken. Im
Planbereich befinden sich Telekommunikationsan-
lagen der Telekom (siehe Lageplan). Wir bitten,
diese Planunterlage nur für interne Zwecke zu
benutzen und nicht an Dritte weiterzugeben.

9.2 Hinsichtlich geplanter Baumpflanzungen ist das Kenntnisnahme
"Merkblatt über Baumstandorte und unterirdische
Ver- und Entsorgungsanlagen" der Forschungs-
esellschaft für Straßen- und Verkehrswesen,
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Ausgabe 2013; siehe insbesondere Abschnitt 6,
zu beachten.
Einer Überbauung der Telekommunikationslinien
der Telekom stimmen wir nicht zu, weil dadurch
der Bau, die Unterhaltung und Erweiterung der
Telekommunikationslinie verhindert wird und ein
erhebliches Schadensrisiko für die Telekommuni-
kationslinie besteht.
Vor dem Abbruch der Gebäude benötigen wir
rechtzeitig vor Beginn der von lhnen geplanten
Bauarbeiten lhren Auftrag, um unsererseits die
notwendigen Arbeiten zum Rückbau durchführen
zu können.
Eine Neuverlegung von Telekommunikationslinien
ist zurzeit nicht geplant. Für den rechtzeitigen
Ausbau des Telekommunikationsnetzes, die Ko-
ordinierung mit dem Straßenbau und Baumaß-
nahmen anderer Leitungsträger ist Vorausset-
zung, dass Beginn und Ablauf der Erschlie-
ßungsmaßnahmen im Bebauungsgebiet der zu-
ständigen Niederlassung Ost, PTI 23, so früh wie
möglich, mindestens 6 Monate vorher schriftlich
angezeigt werden.
In alien Straßen und Gehwegen (oder ggf. unbe-
festigten Randstreifen) sind geeignete und ausrei-
chende Trassen mit einer Leitungszone in einer
Breite von ca. 1,0m für die Unterbringung der
Telekommunikationslinien der Telekom vorzuse-
hen (die Unterbringung der TK-Linien in asphal-
tierten Straßen und Wegen führt erfahrungsge-
mäß zu erheblichen Schwierigkeiten bei der Bau-
ausführung sowie der späteren Unterhaltung und
Erweiterung dieser TK-Linien).
Wir machen darauf aufmerksam, dass aus wirt-
schaftlichen Gründen eine Versorgung des Neu-
baugebietes mit Telekommunikationsinfrastruktur
in unterirdischer Bauweise nur bei Ausnutzung
aller Vorteile einer koordinierten Erschließung
sowie einer ausreichenden Planungssicherheit
möglich ist. Wir bitten daher sicherzustellen, dass
> für den Ausbau des Telekommunikationslini-

ennetzes im Erschließungsgebiet die unge-
hinderte, unentgeltliche und kostenfreie Nut-
zung der zukünftigen Verkehrswege möglich
ist,

> der Erschließungsträger verpflichtet wird,
rechtzeitig verlässliche Angaben zum Zeit-
punkt der Bebauung der Grundstücke sowie
der Dimensionierung und Nutzung der Ge-
bäude zu liefern,

> eine rechtzeitige und einvernehmliche Ab-
stimmung der Lage und der Dimensionierung
der Leitungszonen vorgenommen wird und ei-
ne Koordinierung der Tiefbaumaßnahmen für
Straßenbau und Leitungsbau durch den Er-
schließungsträger erfolgt,

> die geplanten Leitungswege in Lage und Ver-
lauf nicht mehr verändert werden,

> entsprechend § 9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB die
Verkehrsflächen, die nicht als öffentliche Ver-
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kehrsflächen gewidmet werden, als Flächen
festgesetzt werden, die mit einem Leitungs-
recht (beschränkte persönliche Dienstbarkeit)
zugunsten der Telekom Deutschland GmbH,
Sitz Bonn, belastet werden.

Die endgültige Ausbauentscheidung erfolgt nach
interner Wirtschaftlichkeitsprüfung. Im Fall einer
Erschließung durch die Telekom stellen Sie uns
bitte die Ausbaupläne in elektronischer Form als
pdf-Datei unter der eMail-Adresse
M.Harnack@telekom.de zur Verfügung.
Den Abschluss einer entsprechenden Erschlie-
ßungsvereinbarung sehen wir in dem Fall als
zwingend notwendig an.

10 e.dis Netz GmbH
Az.: NR•M-0- vom 07.12.2018

io.-1 Gegen die o.g Planungen bestehen unserseits bei
Beachtung nachfolgend genannter Hinweise keine
Bedenken.

10.2 Sie erhalten mit diesem Schreiben aktuelle Pla-
nungsunterlagen mit unserem eingetragenen Lei-
tungs- und Anlagenbestand. Wir weisen darauf
hin, dass diese Eintragungen nur zu lhrer Informa-
tion bestimmt sind und keine Einweisung darstel-
len.
Bitte beachten Sie, dass rechtzeitig vor Beginn
eventueller Bauarbeiten eine Einweisung durch
den Meisterbereich Tel. Nr. 038822 52 220 erfol-
gen muss.
Nachfolgend möchten wir lhnen allgemeine Hin-
weise zur Kenntnis geben, die Sie bitte bei der
weiteren Planung im o. g. Bereich berücksichtigen
möchten:
Um einen sicheren Netzbetrieb und eine schnelle
Störungsbeseitigung zu gewährleisten, achten wir
darauf, unsere Leitungstrassen von Baumbepflan-
zungen freizuhalten. Wir halten es daher für erfor-
derlich, im Rahmen der konkreten Planung von
Pflanzmaßnahmen im Bereich öffentlicher Flächen
eine Abstimmung mit uns durchzuführen. Dazu
benötigen wir dann einen Lageplan, vorzugsweise
im Maßstab 1 :500, in dem die geplanten Baum-
standorte eingetragen sind.

10.3 Kabel
Zu unseren vorhandenen elektrischen Betriebsmit-
teln sind grundsätzlich Abstände nach DIN VDE
0100 und DIN VDE 0101 einzuhalten.
Vorhandene und in Betrieb befindliche Kabel
dürfen weder freigelegt noch überbaut werden.
Zur Gewährleistung der geforderten Mindestein-
grabetiefen sind Abtragungen der Oberfläche nicht
zulässig. In Kabelnähe ist Handsehachtung erfor-
derlich.

10.4 Weitere Auskünfte über elektrotechnische Anlagen

Kenntnisnahme

Kenntnisnahme

Kenntnisnahme

Kenntnisnahme
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im Stadtgebiet Grevesmühlen holen Sie bitte bei
den Stadtwerken Grevesmühlen ein.

11 50Hertz Transmission GmbH
Az.: 2017-002631-02-TG vom 23.11.2018

11.1 Nach Prüfung der Unterlagen teilen wir Ihnen mit,
dass sich im Plangebiet derzeit keine von der
50Hertz Transmission GmbH betriebenen Anlagen
(z. B. Hochspannungsfreileitungen und -kabel,
Umspannwerke, Nachrichtenverbindungen sowie
Ver- und Entsorgungsleitungen) befinden oder in
nächster Zeit geplant sind.
Diese Stellungnahme gilt nur für den angefragten
räumlichen Bereich und nur für die Anlagen der
50Hertz Transmission GmbH.

Kenntnisnahme

12 Handwerkskammer Schwerin
Az.: IV-neu vom 19.12.2018

12.1 im Zuge des Beteiligungsverfahrens gemäß §4
Abs. 2 Baugesetzbuch (BauGB) möchten wir da-
rauf hinweisen, dass der Bebauungsplan Nr. 39
und die 5. Änderung des Flächennutzungsplanes
der Stadt Grevesmühlen die Belange des Hand-
werks nicht ausreichend berücksichtigt.
Das Unternehmen Tischlerei Maik Schulz, Mit-
gliedsbetrieb der Handwerkskammer Schwerin, hat
seinen Standort in Grevesmühlen in der Rehnaer
Straße 2c und ist damit unmittelbar von o.g. Plä-
nen betroffen.
Durch die Entwicklung des allgemeinen Wohnge-
bietes für die Flächen des ehemaligen Sägewer-
kes und der sich südlich angrenzenden Flächen
bis an die Grenze des Geltungsbereiches dad es
zu keiner Existenzgefährdung vorhandener Hand-
werksbetriebe wegen Änderung der zulässigen
Lärmemissionswerte kommen.
Vorhandene Handwerksbetriebe brauchen Pla-
nungssicherheit für lnvestitionen im Rahmen ihrer
möglichen Erweiterung. Durch den B-Plan und die
Änderung des Flächennutzungsplanes sollte es
daher zu keinen Einschränkungen eventueller
Betriebserweiterungen kommen, die mit einer Si-
cherung und Schaffung von weiteren Arbeitsplät-
zen verbunden sind.

Berücksichtigung.
Der derzeitige Betrieb und dessen Erweiterungs-
vorhaben waren Gegenstand der vorliegenden
Lärmuntersuchung. Das Gutachten hat die Ver-
träglichkeit der Nutzungen unter Berücksichtigung
bestimmter Festsetzungen nachgewiesen. Die
Ergebnisse des Gutachtens werden im Rahmen
der verbindlichen Bauleitplanung im Bebauungs-
plan Nr. 39 berücksichtigt werden.
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13 Landesamt für innere Verwaltung M-V
Az.: 341 - T0EB201801081 vom 22.11.2018

13.1 In dem von lhnen angegebenen Bereich befinden
sich keine Festpunkte der amtlichen geodätischen
Grundlagennetze des Landes Mecklenburg-
Vorpommern. Beachten Sie dennoch für weitere
Planungen und Vorhaben die lnformationen im
Merkblatt über die Bedeutung und Erhaltung der
Festpunkte (An lage).

13.2 Bitte beteiligen Sie auch die jeweiligen Landkreise
und kreisfreien Städte als zuständige Vermes-
sungs- und Katasterbehörden, da diese im Rah-
men von Liegenschaftsvermessungen das Auf-
nahmepunktfeld aufbauen. Aufnahmepunkte sind
ebenfalls zu schätzen.

Kenntnisnahme

Kenntnisnahme
Der Landkreis Nordwestmecklenburg wurde im
Verfahren beteiligt.

14 Landesamt für zentrale Aufgaben und Technik
der Polizei, Brand- und Katastrophenschutz M-
V
Az.: LPBK-Abt3-TÖB-0986/ 18 vom 18.12.2018

14.1 (...) Aufgrund des örtlich begrenzten Umfangs
lhrer Maßnahme und fehlender Landesrelevanz ist
das LPBK M-V als obere Landesbehörde nicht
zuständig.
Bitte wenden Sie sich bezüglich der öffentlichen
Belange Brand- und Katastrophenschutz an den
als untere Verwaltungsstufe örtlich zuständigen
Landkreis bzw. zuständige kreisfreie Stadt.
Außerhalb der öffentlichen Belange wird darauf
hingewiesen, dass in Mecklenburg-Vorpommern
Munitionsfunde nicht auszuschließen sind.
Gemäß § 52 LBauO ist der Bauherr für die Einhal-
tung der öffentlich-rechtlichen Vorschriften ver-
antwortlich.
lnsbesondere wird auf die allgemeinen Pflichten
als Bauherr hingewiesen, Gefährdungen für auf
der Baustelle arbeitende Personen so weit wie
möglich auszuschließen. Dazu kann auch die
Pflicht gehören, vor Baubeginn Erkundungen über
eine mögliche Kampfmittelbelastung des Baufel-
des einzuholen.

14.2 Konkrete und aktuelle Angaben über die Kampf-
m ittelbelastung (Kampfmittelbelastungsauskunft)
der in Rede stehenden Fläche erhalten Sie ge-
bührenpflichtig beim Munitionsbergungsdienst des
LPBK M-V.
Auf unserer Homepage www.brand-kats-mv.de
finden Sie unter „Munitionsbergungsdiensr das
Antragsformular sowie ein Merkblatt über die not-
wendigen Angaben.
Ein entsprechendes Auskunftsersuchen wird
rechtzeitig vor Bauausführung empfohlen.
lch bitte Sie in Zukunft diese Hinweise zu beach-
ten.

Kenntnisnahme

Berücksichtigung.
Ein entsprechender Hinweis wird auf Ebene der
verbindlichen Bauleitplanung in Text-Teil B einge-
arbeitet.

15 Landesamt für zentrale Aufgaben und Technik
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Stadt Grevesmühlen — 5. FNP-Änderung / BP Nr. 39 „Zum Sägewerk"
Stellungnahmen privater Personen und Abwägungsvorschläge

NR STELLUNGNAHMEN 1ABWÄGUNGSVORSCHLÄGE

Entwurf (ÖA)
Januar 2019

der Polizei, Brand- und Katastrophenschutz
M-V
Az.: LPBK-320-213.213-774/ 19 vom 11.02.2019

15.1 Dem Kampfmittelkataster des Landes sind derzeit
keine Anhaltspunkte auf latente Kampfmittelgefah-
ren zu entnehmen. Für das angefragte Bauvorha-
ben besteht daher aus Sicht des Munitionsber-
gungsdienstes derzeit kein Erkundungs- und
Handlungsbedarf.

Gegen die Ausführung der Bauarbeiten bestehen
keine Bedenken.

15.2 Nach bisherigen Erfahrungen ist es nicht auszu-
schließen, dass auch in für den Munitionsber-
gungsdienst als nicht kampfmittelbelastet bekann-
ten Bereichen Einzelfunde auftreten können. Aus
diesem Grunde sind Tiefbauarbeiten mit entspre-
chender Vorsicht durchzuführen.
Sollten bei Arbeiten kampfmittelverdächtige Ge-
genstände oder Munition aufgefunden werden,
sind aus Sicherheitsgründen die Arbeiten an der
Fundstelle und in der unmittelbaren Umgebung
sofort einzustellen.
Rechtshinweis: (...)

Kenntnisnahme

Kenntnisnahme

Von folgend aufgeführten Behörden, sonstigen Träger öffentlicher Belange und Nachbargemeinden
wurden keine Bedenken oder Anregungen geäußert (mit Schreiben vom):

1) GDMcom (27.11.2018)
2) Hanse Gas GmbH zu BP (05.12.2018)
3) Hanse Gas GmbH zu FNP (05.12.2018)
4) Gemeinde Bernstorf (26.11.2018)
5) Gemeinde Stepenitztal (27.11.2018)
6) Gemeinde Upahl (29.11.2018)
7) Gemeinde Plüschow (30.11.2018)
8) Gemeinde Gägelow (05.12.2018)
9) Gemeinde Warnow (19.12.2018)
10) Gemeinde Hohenkirchen (31.01.2019)
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